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I. PLANUNGSGEGENSTAND 

1 Vorbemerkungen 

1.1 Anlass und Ziele der Planung 

Auf Antrag des Grundstückseigentümers, der Schrader Haus GmbH Magdeburg, betreibt die Stadt 
Magdeburg das Verfahren zur Aufstellung des Bebauungsplans Nr. 402-6   
Der Aufstellungsbeschluss ist vom Stadtrat am 17.07.2017 gefasst worden. 
 
Am Standort wurde seitens der Schrader Haus GmbH im Zuge eines ersten Bauabschnitts bereits 
Reihenhäuser im Norden entlang der Ackerstraße errichtet und verkauft. Während das Baurecht für 
diese Bebauung über § 34 BauGB erteilt wurde, ist für den 2. Bauabschnitt die Baurechtschaffung 
über einen qualifizierten Bebauungsplan gem. § 30 BauGB erforderlich.  
 
Der Geltungsbereich des Bebauungsplans 402- 4 ha.  
Da die Voraussetzungen des § 13 a Abs. 1 Nr. 1 i.V.m. § 13 BauGB erfüllt sind, soll das beschleunigte 
Verfahren angewendet werden. 
 
Im Geltungsbereich des o.g. Bebauungsplans sollen Flächen für ein Allgemeines Wohngebiet i.S.d. 
§ 4 BauNVO festgesetzt werden. Hier sollen ebenfalls, dem 1. Bauabschnitt entsprechend, Reihen-
häuser errichtet werden. 
 
Mit der Aufstellung dieses Bebauungsplanes werden insbesondere folgende Ziele verfolgt: 

- Schaffung von Baurecht für ein allgemeines Wohngebiet durch Nachverdichtung auf einer inner-
städtischen vorbelasteten Brachfläche 

- nachfrageorientierte Schaffung von bezahlbarem Wohnraum und damit Gewinnung von jungen 
Familien als Einwohner und Stabilisierung der Bevölkerungsentwicklung in der Stadt Magdeburg 

- Erschließung des Baugebietes über eine Stichstraße, ausgehend von der Ackerstraße in Richtung 
Süden mit Anbindung einer Garagenanlage  

- Lückenschluss der Siedlungsstruktur südlich der Ackerstraße 

- Größtmöglicher Erhalt des ortsbildprägenden Baumbestands 

 
Die Planung soll der geordneten städtebaulichen Entwicklung und Erschließung Rechnung tragen. 
Die Planungsziele entsprechen den Vorgaben des Flächennutzungsplans, der hier die Entwicklung 
von Wohnbauflächen vorsieht. 
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1.2 Rechtsgrundlagen 

Rechtliche Grundlagen der Bauleitplanung 

Der vorliegende Bebauungsplan wird auf Grundlage folgender Gesetze und Verordnungen aufgestellt: 
 

- Baugesetzbuch (BauGB) in der Fassung der Bekanntmachung vom 03.11.2017 (BGBl. I S. 3634), 
zuletzt geändert durch Art. 2 des Gesetzes vom 08.08.2020 (BGBl. I S. 1728). 

- Verordnung über die bauliche Nutzung der Grundstücke / Baunutzungsverordnung (BauNVO) in 
der Fassung vom 21.11.2017 (BGBl. I S. 3786) 

- Verordnung über die Ausarbeitung von Bauleitplänen und die Darstellung des Planinhalts / Plan-
zeichenverordnung 1990 (PlanzV 90) in der Fassung vom 18.12.1990, zuletzt geändert durch Ar-
tikel 3 des Gesetzes vom 04.05.2017 (BGBl. I, S. 1057) mit Wirkung vom 13.05.2017. 

- Bauordnung des Landes Sachsen-Anhalt (BauO LSA) in der Fassung der Bekanntmachung vom 
10. September 2013 zuletzt geändert durch Artikel 1 des Gesetzes vom 26. Juli 2018 (GVBl. LSA 
S. 187) 

 

Raumordnung, Landes- und Regionalplanung 

Unterlagen der Raumordnung, Landes- und Regionalplanung sind in Kap. 2.1 ersichtlich 

Fachgesetze, Verordnungen und sonstige Planungsvorgaben 

Fachgesetze und sonstige Planungsvorgaben werden in den jeweiligen Kapiteln dieser Begründung 
aufgeführt. 
 

1.3 Erforderlichkeit der Bauleitplanung 

Allgemeine Erforderlichkeit gemäß BauGB 

Aufgabe der Bauleitplanung ist die Vorbereitung und Leitung der baulichen und sonstigen Nutzung der 
Grundstücke in einer Gemeinde nach Maßgabe des Baugesetzbuchs (§ 1 Abs. 1 BauGB). Bauleitplä-
ne sind von der Gemeinde in eigener Verantwortung aufzustellen (§ 2 Abs. 1 BauGB), sobald und so-
weit es für die städtebauliche Entwicklung und Ordnung erforderlich ist (§ 1 Abs. 3 BauGB). Sie sollen 
eine nachhaltige städtebauliche Entwicklung und eine dem Wohl der Allgemeinheit entsprechende so-
zialgerechte Bodennutzung gewährleisten und dazu beitragen, eine menschenwürdige Umwelt zu si-
chern und die natürlichen Lebensgrundlagen zu schützen und zu entwickeln. 
 
Bei der Aufstellung der Bauleitpläne sind die öffentlichen und privaten Belange gegeneinander und 
untereinander gerecht abzuwägen (§ 1 Abs. 7 BauGB). 
 
Bauleitpläne sind der Flächennutzungsplan (vorbereitender Bauleitplan) und der Bebauungsplan 
(verbindlicher Bauleitplan) (§ 1 Abs. 2 BauGB). Ein Bebauungsplan enthält die rechtsverbindlichen 
Festsetzungen für die städtebauliche Ordnung (§ 8 Abs. 1 Satz 1 BauGB).  

Erforderlichkeit Aufstellung des Bebauungsplans

Der Bebauungsplan soll die städtebauliche Entwicklung ordnen und zukünftig die rechtsverbindliche 
Grundlage für eine Wohnbebauung im Plangebiet darstellen.  
 
Das Plangebiet befindet sich innerorts südlich der Ackerstraße. Während sich nördlich die im Zuge 
des 1. BA errichteten Reihenhäuser zur Wohnnutzung befinden, grenzen im übrigen Bereich gewerb-
liche und Mischnutzungen an. Aufgrund dieser innerstädtischen Gemengelage ist für den Neubau von 
Reihenhäusern Baurecht über ein Bauleitplanverfahren zu schaffen. Die Lärmimmissionen und der 
Baumbestand werden berücksichtigt.  
 
Der Bebauungsplan schafft die Voraussetzungen für die geordnete städtebauliche Entwicklung eines 
innerstädtischen Altstandortes gemäß den kommunalen Vorgaben und den aktuellen Nutzungsbe-
strebungen des Investors und schafft die Grundlage für die weiteren baurechtlichen Entscheidungen. 
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1.4 Plangrundlagen und Ausarbeitung der Planung 

Bebauungsplan 

Die Planzeichnung ist auf der Grundlage eines amtlichen Lageplans gemäß § 1 PlanZV zu erstellen. 
Der Plan muss sowohl die Topografie mit Höhen sowie die sonstigen oberirdischen Anlagen als auch 
das Kataster ausweisen. 
 
Der Bebauungsplan wurde auf der Grundlage des vom LVermGeo bereit gestellten amtlichen Lage-
plans mit Kataster und Gebäudebestand (Stand Juni 2020) erstellt. Die Vermessung wurde vom Ver-
messungsbüro Dipl.-Ing. Michael Baranowski (ÖBVI), Huttenstraße 3 in 39108 Magdeburg [Stand Mai 
2020] erarbeitet. 
 
Der Bebauungsplan enthält  

- den Teil A: Planzeichnung, Maßstab 1 : 500 mit der Planlegende, 

- den Teil B: Textliche Festsetzungen mit Hinweisen, 

- die Verfahrensvermerke, sowie 

- die Übersichtskarte zur Lage des Plangebietes, Maßstab 1 : 10.000. 

Übersichtskarte 

Die Darstellung des Übersichtslageplans auf dem Planspiegel erfolgte auf Grundlage der von der 
Landeshauptstadt Magdeburg bereit gestellten digitalen Stadtkarte TK 10 (Stand: Mai 2020). 

Vervielfältigungserlaubnis 

Gemäß § 13 Abs. 5 und § 10 Abs. 3 LVermGeo LSA dürfen Auszüge aus dem Liegenschaftskataster 
und aus den Nachweisen der Landesvermessung nur mit Erlaubnis des Landesamtes für Vermessung 
und Geoinformation des Landes Sachsen  Anhalt vervielfältigt und verbreitet werden. 
 
Im Rahmen des Geoleistungspaketes für kommunale Gebietskörperschaften (Geo-KGk), das zwi-
schen dem LVermGeo und der Stadt Magdeburg vereinbart wurde, ist die Vervielfältigungserlaubnis 
mit der Erlaubnisnummer A18/1-10159/09 erteilt. 
Ein entsprechender Vermerk wurde auf dem Plan angebracht. 
 

1.5 Aufstellungsverfahren  

Die Aufstellung des Bebauungsplanes ist ein mehrstufiger, gesetzlich vorgeschriebener Planungspro-
zess aus planerischer Arbeit, politischer Diskussion und Entscheidung, Beteiligung verschiedener Be-
hörden und anderer Träger öffentlicher Belange sowie der Öffentlichkeit. Die Landeshauptstadt Mag-
deburg übt ihre Planungshoheit und Entscheidungsgewalt als Träger des Bauleitplanverfahrens aus. 

Aufstellungsbeschluss und Verfahren 

Am 17.08.2017 wurde der Aufstellungsbeschluss für den Bebauungsplan 402-  gefasst.  
 
Die bauleitplanerische Regelung der Nachnutzung von Altstandorten im baurechtlichen Innenbereich 
stellt einen klassischen Fall der Innenentwicklung dar. Die zulässige Grundfläche beträgt weniger als 
20.000 m². Unter diesen Voraussetzungen kann der Plan nach § 13 a Abs. 1 Nr. 1 BauGB als Bebau-
ungsplan der Innenentwicklung im beschleunigten Verfahren aufgestellt werden. Es gelten die Vor-
schriften des vereinfachten Verfahrens gem. § 13 Abs. 2 und 3, Satz 1 BauGB. 
 
Im vereinfachten Verfahren wird nach § 13 Abs. 3 BauGB von der Umweltprüfung nach § 2 Abs. 4 und 
dem Umweltbericht nach § 2a, der Angabe nach § 3 Abs. 2 Satz 2, welche Arten umweltbezogener In-
formationen verfügbar sind, der zusammenfassenden Erklärung nach § 6 Abs. 5 S. 3 und § 10 Abs. 4 
sowie der Anwendung der Vorschriften zur Überwachung nach § 4c abgesehen.  
Im beschleunigten Bauleitplanverfahren nach § 13a Abs. 1 Nr. 1 BauGB ist auch die Eingriffsregelung 
nicht anzuwenden (§ 13a Abs. 2 Nr.4 BauGB). 
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Frühzeitige Beteiligung gem. § 3 Abs. 1 und § 4 Abs. 1 BauGB 

Im vereinfachten Verfahren kann sowohl auf die frühzeitige Unterrichtung der Öffentlichkeit gem. 
§ 3 Abs. 1 BauGB als auch die frühzeitige Beteiligung der Behörden und sonstiger Träger öffentlicher 
Belange (TöB) gem. § 4 Abs. 1 BauGB verzichtet werden.  
 
Im Sinne einer frühzeitigen Abstimmung der Belange und um wesentliche Hinweise von Fachbehör-
den bereits in der Entwurfsfassung der Planung in ausreichendem Maße berücksichtigen zu können, 
wurden ausgewählte Behörden und TöB, deren Aufgabenbereich durch die Planung berührt werden 
kann, dennoch frühzeitig unterrichtet und zur Abgabe einer Stellungnahme aufgefordert.  
 
Die frühzeitige Beteiligung der Öffentlichkeit gemäß § 3 Abs.1 BauGB ist nach ortsüblicher Bekannt-
machung durch 14-tägige Offenlegung des Aufstellungsbeschlusses bereits erfolgt. In der Bekannt-
machung wurde darauf hingewiesen, dass von einer Umweltprüfung gemäß § 2 Abs. 4 BauGB abge-
sehen wird.  
Auf die nochmalige frühzeitige Beteiligung der Öffentlichkeit gemäß § 3 Abs. 1 BauGB kann daher 
verzichtet werden. 
 
In der folgenden Tabelle ist der Verfahrensablauf bis zum derzeitigen Verfahrensstand dargestellt: 
 

Verfahrensschritte Durchführung 

Aufstellungsbeschluss 17.08.2017 

Bekanntmachung des Aufstellungsbeschlusses Amtsblatt Nr.25 vom 29.09.2017 

Frühzeitige Beteiligung der Öffentlichkeit (§ 3 Abs. 1 BauGB) durch Of-
fenlage des Aufstellungsbeschlusses 

vom 29.09.2017 bis 13.10.2017 

Frühzeitige Beteiligung ausgewählter Behörden und sonstiger Träger öf-
fentlicher Belange (§ 4 Abs. 1 BauGB) 

Vom 02.10.2020 bis 04.11.2020 

Billigung des Entwurfs und Beschluss zur öffentlichen Auslegung  

Bekanntmachung des Auslegungsbeschlusses (§ 3 Abs. 2 Satz 2 
BauGB) 

 

Öffentliche Auslegung (§ 3 Abs. 2 Satz 1 BauGB)  

Beteiligung Behörden / sonstige Träger öffentlicher Belange (§ 4 Abs. 2 
BauGB) 

 

Abwägung, Abwägungsbeschluss (§ 1 Abs. 7 BauGB)  

Satzungsbeschluss (§ 10 Abs. 1 BauGB)  
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2 Planungsvorgaben und städtebauliche Situation 

2.1 Vorgaben der Raumordnung und Landesplanung 

Gem. § 3 Abs. 1 Nr. 6 ROG1 zählen insbesondere Bauleitpläne zu den raumbedeutsamen Planungen, 
durch die Raum in Anspruch genommen oder die räumliche Entwicklung oder Funktion eines Gebie-
tes beeinflusst wird.  
 
Bauleitpläne sind gem. § 1 Abs. 4 BauGB i.V.m. § 4 Abs. 1 ROG den Zielen der Raumordnung gem. 
§ 3 Abs. 1 Nr. 2 ROG anzupassen. Dabei unterliegen die Grundsätze (§ 3 Abs. 1 Nr. 3 ROG) und 
sonstige Erfordernisse der Raumordnung (§ 3 Abs. 1 Nr. 4 ROG) als Abwägungstatbestände dem Be-
rücksichtigungsgebot nach § 1 Abs. 7 BauGB. 
 
Die Inhalte des vorliegenden Bebauungsplans sind gemäß § 1 Abs. 4 BauGB an die Ziele der Raum-
ordnung anzupassen. Folgende Unterlagen sind als Vorgaben und Zielstellungen der Raumordnung, 
Landes- und Regionalplanung in der vorliegenden Planung zu berücksichtigen. 
 

2.1.1 Landesentwicklungsplan 

Es gelten die Zielstellungen des Landesentwicklungsplanes für das Land Sachsen  Anhalt 2010 (LEP 
LSA 2010) vom 11.03.2011 (GVBl. LSA Nr. 6/2011, S. 161). U.a sind folgende Ziele für die vorliegen-
de Planung relevant: 

 Im zentralörtlichen System ist die Stadt Magdeburg ein Oberzentrum (LEP LSA 2010, Z 36) 

 Oberzentren sind als Standorte hochwertiger spezialisierter Einrichtungen im wirtschaftlichen, so-
zialen, kulturellen, wissenschaftlichen und politischen Bereich mit überregionaler und zum Teil 
landesweiter Bedeutung zu sichern und zu entwickeln. Mit ihren Agglomerationsvorteilen sollen 
sie sich auf die Entwicklung ihrer Verflechtungsbereiche nachhaltig auswirken. Sie sollen darüber 
hinaus als Verknüpfungspunkte zwischen großräumigen und regionalen Verkehrssystemen wir-
ken. (LEP LSA 2010, Z 33) 

 Zentrale Orte sind unter Beachtung ihrer Zentralitätsstufe als Versorgungs- und Arbeitsplatzzen-
tren, Wohnstandorte, Standorte für Bildung und Kultur, Ziel- und Verknüpfungspunkte des Ver-
kehrs zu entwickeln. (LEP LSA 2010, Z 28) 

 In der Siedlungsstruktur des Landes Sachsen-Anhalt sollen gewachsene, das Orts- und Land-
schaftsbild, die Lebensweise und Identität der Bevölkerung prägende Strukturen unter Berücksich-
tigung der städtebaulichen Erfordernisse und der Erhaltung siedlungsnaher Freiräume weiterent-
wickelt werden. (LEP LSA 2010, G 12) 

 Zur Verringerung der Inanspruchnahme von Grund und Boden sollen vorrangig die vorhandenen 
Potenziale (Baulandreserven, Brachflächen und leerstehende Bausubstanz) in den Siedlungsge-
bieten genutzt und flächensparende Siedlungs- und Erschließungsformen angewendet werden. 
(LEP LSA 2010, G 13) 

 Die Siedlungsentwicklung ist mit den Erfordernissen einer günstigen Verkehrserschließung und 
-bedienung durch öffentliche Verkehrsmittel abzustimmen. (LEP LSA 2010, Z 23) 

                                                   
 
1 Raumordnungsgesetz (ROG) vom 22.12.2008 (BGBl. I S. 2985), zul. geä. durch Art. 2 Abs. 15 des Gesetzes vom 20.07.2017 
(BGBl. I S. 2808). 
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Landesplanerische Stellungnahme 

Gemäß § 16 Abs. 2 Landesplanungsgesetz obliegt dem Ministerium für Landesentwicklung und Ver-
kehr (MIV) Sachsen - Anhalt als obere Landesplanungsbehörde die Abgabe einer landesplanerischen 
Stellungnahme für raumbedeutsame Planungen und Maßnahmen. Die landesplanerische Stellung-
nahme gem. § 13 Abs. 2 LEntwG wurde im Zuge der frühzeitigen Beteiligung § 4 Abs. 1 BauGB ein-
geholt. 
 
Bei der vorliegenden Planung handelt es sich aufgrund der Lage im Innenbereich und der geringen 
Größe des Geltungsbereichs nicht um eine raumbedeutsame Planung im Sinne von raumbeanspru-
chend oder raumbeeinflussend.  
 

2.1.2 Regionaler Entwicklungsplan 

Die Zielstellungen des Landesentwicklungsplans werden für die Planungsregion Magdeburg raumord-
nerisch in einem Regionalen Entwicklungsplan gem. § 7 LPlG präzisiert. Der Regionale Entwicklungs-
plan berücksichtigt die Ziele des übergeordneten Landesentwicklungsplanes und stellt für die vorlie-
gende Planung den größten Konkretisierungsgrad der Raumordnung und Landesplanung dar.  
 
Der Bebauungsplan gehört zum Plangebiet der Regionalen Planungsgemeinschaft Magdeburg, die 
gemäß Landesplanungsgesetz des Landes Sachsen Anhalt die Belange der Regionalplanung vertritt. 
Anzuwenden ist der Regionale Entwicklungsplan für die Planungsregion Magdeburg (REP MD) 2006. 
 
Die Regionalversammlung hat am 02.06.2016 den Entwurf des Regionalen Entwicklungsplans zur öf-
fentlichen Auslegung und Trägerbeteiligung vom 11.07. bis 11.10.2016 beschlossen. Mit Beginn der 
öffentlichen Beteiligung gelten für das Gebiet der Planungsregion Magdeburg in Aufstellung befindli-
che Ziele der Raumordnung, die als sonstige Erfordernisse der Raumordnung gem. § 4 Abs. 1 u. 
2 ROG in Abwägungs- oder Ermessensentscheidungen und bei sonstigen Entscheidungen öffentli-
cher Stellen über die Zulässigkeit raumbedeutsamer Planungen und Maßnahmen zu berücksichtigen 
sind. 
Folgende Ziele und Grundsätze der Regionalplanung sind für den Bebauungsplan relevant: 

 Im zentralörtlichen System ist die Landeshauptstadt Magdeburg als Oberzentrum eingestuft (LEP-
LSA Z 36und REP MD 2006 5.2.15 Z; 1. Entwurf REP MD, Z 21).  

 Oberzentren sind als Standorte hochwertiger spezialisierter Einrichtungen im wirtschaftlichen, kul-
turellen, sozialen, wissenschaftlichen und politischen Bereich mit überregionaler und zum Teil lan-
desweiter Bedeutung zu sichern und zu entwickeln. Mit ihren Agglomerationsvorteilen sollen sie 
sich auf die Entwicklung der gesamten Teilräume nachhaltig auswirken. Sie sollen darüber hinaus 
als Verknüpfungspunkte zwischen großräumigen und regionalen Verkehrssystemen wirken. (LEP-
LSA Z 33 und REP MD 2006, 5.2.5 Z; 1. Entwurf REP MD, Z 21, Z 18) 

 Zur Verringerung der Inanspruchnahme von Grund und Boden sollen vorrangig die vorhandenen 
Potenziale (Baulandreserven, Brachflächen, leer stehende Bausubstanz) in den Siedlungsgebie-
ten genutzt und flächensparende Siedlungs- und Erschließungsformen angewendet werden. 
(1. Entwurf REP MD, G 27) 
Um zusätzliche Inanspruchnahme von Flächen zu vermeiden, sollen die Möglichkeiten der Wie-
dernutzbarmachung von Flächen, Nachverdichtung und andere Maßnahmen zur Innenentwick-
lung genutzt werden. (1. Entwurf REP MD, G 123) 

Der Einhaltung folgender relevanter Ziele und Grundsätze der Raumordnung wurde mit der vorliegen-
den Planung Rechnung getragen: 

 räumliche Konzentration und Ausrichtung der Siedlungstätigkeit auf ein System leistungsfähiger 
Zentraler Orte; Vorrang der Wiedernutzung brachgefallener Siedlungsflächen vor der Inanspruch-
nahme von Freiflächen (LEP-LSA Punkt 2.2; REP MD 2006, 4.2 G)  

 Dem Wohnbedarf der Bevölkerung ist Rechnung zu tragen; Gewährleistung der Eigenentwicklung 
der Gemeinden bei der Wohnraumversorgung; Berücksichtigung des ausgelösten Wohnbedarfs 
und der funktional sinnvollen Zuordnung der Gebiete bei der Festlegung von Gebieten, in denen 
Arbeitsplätze geschaffen werden sollen (LEP-LSA Punkt 2.2; REP MD 2006, 4.11 G) 
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 Bei der weiteren Siedlungsentwicklung haben die städtebauliche Innenentwicklung, Wohnungs-
modernisierung, städtebauliche Erneuerung und Verbesserung des Wohnumfeldes Vorrang vor 
der Neuausweisung von Flächen im Außenbereich. (LEP-LSA Punkt 2.2; REP MD 2006, 4.11 G) 

 
Den aufgeführten Zielen und Grundsätzen wird mit der vorliegenden Planungsabsicht entsprochen.  
Im zentralörtlichen System ist die Stadt Magdeburg als Oberzentrum eingestuft. Die Nachnutzung ei-
ner Brachfläche im Stadtgebiet stellt eine klassische Innenentwicklung dar. Aufgrund der zentrumsna-
hen Lage mit Versorgungsstrukturen besteht im Plangebiet eine hohe Siedlungsgunst.  
Das geplante Wohngebiet 
schließt eine vorhandene Siedlungslücke in der umgebenden Misch- und Wohnbebauung.  
Somit werden Entwicklungspotenziale im Innenbereich ausgeschöpft, die vorhandene Infrastruktur 
genutzt und Inanspruchnahme von Außenbereichsflächen vermieden. 
 

2.2 Sonstige städtebauliche Planungen 

2.2.1 Vorbereitende Bauleitplanung (Flächennutzungsplan) 

Das Bauleitplanverfahren ist zweistufig aufgebaut (§ 1 Abs. 2 BauGB). Das Baugesetzbuch unter-
scheidet zwischen dem Flächennutzungsplan (vorbereitender Bauleitplan) und Bebauungsplan (ver-
bindlicher Bauleitplan).  
Bebauungspläne sind aus dem Flächennutzungsplan zu entwickeln (§ 8 Abs. 2 BauGB). 
 
Der Flächennutzungsplan ist nicht parzellenscharf. Es werden Bauflächen, keine Baugebiete ausge-
wiesen. Aufgrund der Beschränkung des Flächennutzungsplanes auf die Grundzüge der Planung und 
seiner demzufolge stärkeren Generalisierung können im Bebauungsplan abweichende Festsetzungen 
entwickelt werden, solange die Funktion und Wertigkeit der im Flächennutzungsplan dargestellten 
Flächen im städtebaulichen Gefüge der engeren Umgebung trotz der Abweichung erhalten bleibt.  
 
Die Landeshauptstadt Magdeburg verfügt über einen wirksamen Flächennutzungsplan (2001), zuletzt 
geändert durch Bekanntmachung vom 26.02.2018. Im Jahr 2011 wurde der Beschluss gefasst, den 
Flächennutzungsplan neu aufzustellen. 
 
Der Flächennutzungsplan weist für den Bereich des Bebauungsplans Nr. 402-6 
bauflächen aus. Dementsprechend kann der vorliegende Bebauungsplan aus dem Flächennutzungs-
plan entwickelt werden. 
 

2.2.2 Verbindliche Bauleitplanung 

Für das Gebiet besteht der rechtsverbindliche Bebauungsplan 402- stlich Leipziger Straße/ Mag-

Durch die vorliegende Planung werden keine Konflikte mit dem Bebauungsplan 402-1 hervorgerufen.  
Weitere Bebauungspläne liegen nicht vor.  
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2.3 Vorgaben von Fachplanungen und sonstige Planungen 

2.3.1 Klimaanpassungskonzept 

Mit Stadtratsbeschluss vom 22.02.2018 (DS0281/17) wurde das Klimaanpassungskonzept der Lan-
deshauptstadt Magdeburg als Grundsatzbeschluss gefasst. Mit dem Konzept liegen Stadtteilsteckbrie-
fe mit Maßnahmenempfehlungen entsprechend der jeweiligen Belastungssituation vor.  
Zur Festsetzung im vorliegenden Bebauungsplan kommen vor allem folgende Maßnahmenempfeh-
lungen in Betracht: 

M-13: Begrünung von Gebäuden im Bebauungsplan festsetzen 

Dach- und Fassadenbegrünungen weisen neben der Regulation des Innenraumklimas zahlreiche 
stadtklimatische Vorteile, wie Regenrückhalt, Verdunstungskühlung, Kaltluftproduktion und Lebens-
raumfunktion auf. In neu aufzustellenden Bebauungsplänen sollten Dach-/Fassadenbegrünungen bei 
Gebäuden daher festgesetzt werden. 

M-21: Erhalt / Entwicklung grüner Elemente (Straßenbäume, Dach-, Hof-, Fassadenbegrünung etc.)  

Insbesondere in verdichteten urbanen Bereichen sollten grüne Elemente (Straßenbäume, Dach-, Hof-, 
Fassadenbegrünung etc.) - auch kleinteilig - erhalten und nach Möglichkeit erweitert bzw. neu instal-
liert werden. Sie stellen eine effektive, relativ kostengünstige und überwiegend gern gesehene Mög-
lichkeit dar, der zunehmenden Hitzebelastung und Verschlechterung der Lufthygiene im verdichteten 
Raum entgegenzuwirken. Auch die Möglichkeit "moderat" belastete Altlastflächen insbesondere mit 
Großgrün ("Bauminitiative") zu bepflanzen, sollte berücksichtigt werden. 
 

2.3.2 Landschaftsplan 

Die Darstellungen von Landschaftsplänen und sonstigen Plänen, insbesondere des Wasser-, Abfall- 
und Immissionsschutzrechts, sind gemäß § 1 Abs. 6 Nr. 7 g) BauGB zu berücksichtigen.  
Die Landeshauptstadt Magdeburg hat einen aktuellen Landschaftsplan (Entwurf 2016). 
 
Im Entwurf des Landschaftsplans werden keine Aussagen / Maßnahmen zum Plangebiet getroffen.  

2.4 Schutzausweisungen und Baubeschränkungen 

2.4.1 Schutzgebiete und Schutzausweisungen 

Nachfolgend werden mögliche Betroffenheiten von Schutzausweisungen aufgeführt: 
 

Schutzausweisungen gemäß Naturschutzgesetz 

Schutzgebiete 
gem. §§ 23  27 BNatSchG 
(Großschutzgebiete, NSG, LSG) 

keine Betroffenheit 

Geschützte Landschaftsteile 
gem. §§ 28  30 BNatSchG 
(ND, GLB, geschützte Biotope) 

§ 29 BNatSchG, Geschützte Landschaftsbestandteile: nach der Baum-
schutzsatzung geschützte Bäume 

Schutzgebietssystem Natura 2000 
gem. §§ 31- 34 BNatSchG 

keine Betroffenheit 

Schutzausweisung gemäß Wassergesetz 

Trinkwasserschutzgebiete keine Betroffenheit 

Schutzausweisung gemäß Denkmalschutzgesetz 

Archäologische Denkmale nicht bekannt 

Bau- und Kunstdenkmale keine Betroffenheit 
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2.4.2 Sonstige Bau- und Nutzungsbeschränkungen 

Folgende mögliche Bau- bzw. Nutzungsbeschränkungen sind zu berücksichtigen: 
 

Verkehrsanlagen 

Straßenverkehr 
Ver- / Gebote gem. § 24 StrG LSA 

keine Betroffenheit durch Anbauverbote und Anbaubeschränkungen 

Schienenverkehr keine Betroffenheit 

Flugverkehr keine Betroffenheit 

Bergbau / Geologie / Boden 

Geologie keine Baubeschränkungen im Hinblick auf die Geologie bekannt 

Bergbau (§ 9 (5) Nr. 2 BauGB) keine Betroffenheit 

Grundwasser keine Betroffenheit / nicht bekannt 

Altlasten keine Betroffenheit / nicht bekannt 

Gewässer und Hochwassergefahr 

Gewässerrandstreifen (§ 38 WHG) keine Betroffenheit 

Überschwemmungsgebiete / 
Hochwasserrisikogebiete 

keine Betroffenheit 

Sonstige 

Richtfunkstrecken nicht bekannt 

Gehölze Im Plangebiet befinden sich Großgehölze. Es ist die Baumschutzsatzung 
der Stadt Magdeburg anzuwenden. 2 

Wald i.S.d. Landeswaldgesetzes keine Betroffenheit 

                                                   
 
2 Satzung zum Schutz des Baumbestandes, der Großsträucher und Klettergehölze als geschützter Landschaftsbestandteil in 

der Landeshauptstadt Magdeburg - Baumschutzsatzung  2009. 
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3 Plangebiet 

3.1 Lage, Größe und räumlicher Geltungsbereich 

Der Bebauungsplan 402-6 Ackerstraße  liegt in der Flur 144 in der Gemarkung Magdeburg, südwest-
lich des Stadtzentrums im Stadtteil Leipziger Straße.  
 
Der Geltungsbereich, der im Plan mit dem Planzeichen Nr. 15.13 der PlanzV (schwarz) dargestellt ist, 
wird wie folgt umgrenzt: 

 im Westen und Norden:  

- von der östlichen und südlichen Grenze der Flurstücke 193/4 und 11183 
- von der südlichen Grenze des Flurstücks 187/1 (Straßenflurstück Ackerstraße) 
- der westlichen und der südlichen Grenze des Flurstücks 11181 

 im Osten  

- von der westlichen Grenze der Flurstücke 11188 und 193/14 

 im Süden  

- von der nördlichen Grenze der Flurstücke 193/11; 193/17 und 193/16 
 
Der Geltungsbereich des Bebauungsplans Nr. 402-6 umfasst ca. 0,474 ha. 
 

3.2 Grundstücks- und Eigentumsverhältnisse 

Die innerhalb des Geltungsbereiches des Bebauungsplanes befindlichen Flurstücke sind in der Plan-
zeichnung ersichtlich. Alle Flurstücke befinden sich im Privateigentum. 
 
Aufgrund von Grundstücksteilungen wurden neue Flurstücke gebildet (sh. Planteil A), die mit den im 
Aufstellungsbeschluss vom 17.08.2017 benannten Flurstücken nicht mehr übereinstimmen. 
 

3.3 Baugrundverhältnisse 

3.3.1 Baugrund 

Auf der Planungsebene des Bebauungsplanes sind die Ergebnisse von Baugrunduntersuchungen 
wichtig für Empfehlungen zur Gründung von Bauwerken und den Erschließungsnachweis im Hinblick 
auf Aussagen zur Möglichkeit der Regenwasserversickerung am Standort im Sinne einer gesicherten 
Erschließung. Sie sind Grundlage für die spätere Konkretisierung in Vorbereitung der Baumaßnah-
men. Weiterhin können aus den Aussagen einer Baugrunduntersuchung wichtige Informationen für 
die Bestandserfassung und -bewertung für das Schutzgut Boden abgeleitet werden. 
Entsprechende Hinweise des Baugrundgutachters (Tragfähigkeit, Frostempfindlichkeit und Versicke-
rungsfähigkeit des Bodens, gründungstechnische Empfehlungen, Bodenaustausch, Entsorgungshin-
weise, Vorgaben zur Baugrubensicherung und Wasserhaltung sowie Entwässerungsmaßnahmen) 
sind im Rahmen der Objektplanung zu berücksichtigen. 
 
Zum B in Vorbereitung der Bebauung und Erschließung 
bzw. zur frühzeitigen Klärung der Baugrund- und Versickerungsbedingungen ein Baugrundgutachten3 
erstellt. Der Untersuchungsbereich umfasst sowohl den bereits realisierten 1. Bauabschnitt an der 
Ackerstraße als auch den geplanten 2. Bauabschnitt, d.h. den Geltungsbereich des hier vorliegenden 
Bebauungsplans.  
 

                                                   
 
3 Baugrund u. Umwelt GmbH: Baugrundgutachten, Errichtung von Reihenhäusern, Ackerstraße Magdeburg,06.10.2016. 
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Nachfolgende Aussagen sind diesem Baugrundgutachten entnommen worden, wobei sich diese auf 
die Sondierungen Nr. 8 bis 14, die innerhalb des Geltungsbereichs des Bebauungsplans Nr. 402-6 
liegen, beschränken. 
 
Im Geltungsbereich des Bebauungsplans wurden 7 Rammkernsondierungen bis in max. 4 m Tiefe un-
ter GOK abgeteuft und folgender Schichtenaufbau erkundet:  

- Oberflächig sind Bauschuttreste im oberflächennahen Bereich vorhanden 

- Darunter treten humose Schwarzerdebodenschichten (wenn vorhanden) und humusfreie Lößbo-
denschichten bis in ca. 1,7-2,7m Tiefe unter GOK auf, die steife Konsistenzzustände aufwiesen. 

- Darunter treten Mittel- und Feinsandschichten auf, die mitteldicht bis dicht gelagert sind. Die San-
de enthalten geringe Beimengungen an Schluff. Lokal wurden kiesige Zwischenlagen erkundet. 

- Bei BS 11, BS 13 und BS 16 wurde wahrscheinlich der Grünsanduntergrund in Form schwach 
schluffiger Feinsande dichter Lagerung angeschnitten. 

 
Der Gutachter gibt Empfehlungen zu den Baugrundeigenschaften (z.B. Tragfähigkeit, Verformung) 
und Empfehlungen für die Bauausführung von Hoch- und Tiefbauarbeiten (z.B. Grubenverbau, Was-
serhaltungsmaßnahmen, Gründung, Bodenverbesserung, Bettung von Leitungen). Detaillierte Aussa-
gen sind dem o.g. Baugrundgutachten zu entnehmen. 

Bodenbelastungen 

Aus dem anfallenden Mischbodenmaterial wurden die Mischproben einer Mindestumfanguntersu-
chung nach LAGA (Bauschutt) unterzogen. Das Mischbodenaushubmaterial (Bauschutt) ist insgesamt 
dem Zuordnungswert > Z 2 zuzuordnen und entsprechend zu entsorgen. Dafür können Nachuntersu-
chungen gemäß LAGA und DepV erforderlich sein. Aufgrund des lokal erhöhten Bauschuttanteils ist 
eine Entsorgung als nicht aufbereiteter Bauschutt vorzunehmen. 
 

3.3.2 Grundwasser und Versickerungseigenschaften 

Aussagen zur Versickerungsfähigkeit des Bodens und zum Grundwasserstand sind Grundlage für die 
Einschätzung der Versickerungsfähigkeit von Niederschlagswasser im Plangebiet bzw. für die Vorbe-
messung bzw. Festlegung von Flächen bzw. Anlagen zur Niederschlagsentwässerung. 
 
Grundsätzlich gilt nach § 55 Wasserhaushaltgesetz der Vorrang, anfallendes Niederschlagswasser in 
geeigneten Fällen auf den Grundstücken zu versickern. 
 
Für eine Versickerung am Standort muss der Boden gem. den Vorgaben der DWA A 138 unterhalb 
möglicher Versickerungsanlagen genügend wasserdurchlässig sein und der Mindestabstand zum mitt-
leren höchsten Grundwasserstand eingehalten werden. Darüber hinaus dürfen sich im hydraulischen 
Einflussbereich von Versickerungsanlagen keine Verunreinigungen wie z.B. Altlasten befinden, so-
dass keine Schadstoffe in das Grundwasser gelangen können. 
 
Im Ergebnis des o.g. Baugrundgutachtens wurde festgestellt, dass hier nur gering ausgeprägte 
Grundwasserbeeinflussungen auftreten. Der Grundwassereinfluss wurde bei 3,6 m bis > 4m Tiefe un-
ter GOK festgestellt. 
Nach Starkniederschlägen kann zeitweise ein Schichtenwassereinfluss in Form von Stau- und Haft-
nässe in der Lößbodenschicht vorkommen. 
Erkenntnisse über Höchstgrundwasserstände lagen dem Gutachter zum Bearbeitungszeitpunkt (Ok-
tober 2016) nicht vor. 
 
Nach Einschätzung des Gutachters ist der Standort nach den Regeln des DWA  A 138 für eine 
schadlose Regenwasserversickerung geeignet.  
 
Die ab ca. 2,5 m unter GOK anstehenden Sande weisen korrelativ ermittelte Schichtdurchlässigkeiten 
von ca. 2,4-5,8*10 -4m/s auf.  
Geeignet sind Rigolen- bzw. Rohrrigolenanlagen oder Schachtversickerungsanlagen mit hydrauli-
schem Anschluss an den Sanduntergrund. Bei den Versickerungsanlagen sind Schachtungstiefen von 
ca. 1,7-2,7m einzuplanen. Es wird eine Regenwassernutzung mit Überlaufanschluss an die Versicke-
rungselemente empfohlen. 
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3.4 Baulicher Bestand und Nutzungen 

3.4.1 Bebauung und Nutzung im Geltungsbereich 

Aufgrund der längeren Nutzungsauflassung ist der Geltungsbereich von Bäumen und Baumgruppen 
(sh. Kap. 5.3) mit entsprechendem Unterwuchs geprägt. Durch die Bautätigkeiten des 1. Bauab-
schnitts wurden die nördlichen Randbereiche der Flächen bereits als Baustelleneinrichtung genutzt. 
Die Erschließungsstraße (Flurstück 11182) wurde bereits hergestellt. 
 

3.4.2 Angrenzende Bebauung und Nutzung 

Die Flächen im Westen, Süden und Osten des Geltungsbereichs werden durch eine typische inner-
städtische Gemengelage mit Wohnen und Gewerbe geprägt. 
Nördlich des Plangebiets verläuft die Ackerstraße. Auf der gegenüberliegenden Straßenseite befinden 
sich Grünflächen und Kleingärten. 
In ca. 150 m Luftlinie verläuft nordwestlich des Plangebiets die B 71  Magdeburger Ring. 
 

3.5 Erschließung 

3.5.1 Verkehrliche Erschließung 

Das Plangebiet ist an das übergeordnete Verkehrsnetz angebunden und sowohl für den Individualver-
kehr erschlossen als auch an das Netz des öffentlichen Personennahverkehrs angeschlossen. 
 
Das Plangebiet ist über die nördlich gelegene Ackerstraße für den Individualverkehr erschlossen. Die 
Zufahrt zum Geltungsbereich des Bebauungsplans wurde im Zuge der Umsetzung des 1. Bauab-
schnitts als private Erschließungsstraße bereits hergestellt.  
Die innere Gebietserschließung wird im Zuge des 2. Bauabschnitts weiter ausgebaut werden. 
 
Das Plangebiet befindet sich laut dem Nahverkehrsplan in einem Gebiet hoher Nutzungsdichte. Dem-
nach gilt ein Gebiet als vom ÖPNV erschlossen, wenn eine Haltestelle in 300 m Luftlinienentfernung 
bzw. 360 m Regelweglänge (mit Umwegefaktor 1,2) entfernt ist.  
 
Die nächste Haltestelle Am Fuchsberg  befindet sich ca. 430 m vom Geltungsbereich entfernt. Somit 
ist das zu beplanende Gebiet nicht nahverkehrskonform erschlossen. Dennoch wird die Entfernung 
aufgrund der bereits bestehenden Wohnbebauung und der Überschreitung einer Realweglänge von 
nur 70 m als zumutbar erachtet.  
 

3.5.2 Ver- und Entsorgung 

Allgemeine Aussagen 

Die Städtische Werke Magdeburg GmbH & Co. KG (SWM) sind Netzbetreiber für Gas und Wasser. 
Die Netze Magdeburg GmbH sind Netzbetreiber der Stromversorgungsanlagen. 
Die Schmutzwasserentsorgung obliegt der Abwassergesellschaft Magdeburg GmbH (AGM). 
 
Der Geltungsbereich des Bebauungsplans ist aufgrund der ehemaligen und bestehenden Nutzungen 
auch im Hinblick auf die erforderlichen Ver- und Entsorgungstrassen erschlossen.  
Die vorhandenen Medientrassen sind ausreichend, um die geplanten Bebauungen über Hausan-
schlüsse zu ver- bzw. entsorgen. Erweiterungen sind möglich. 
 
Die vorhandenen und in Betrieb befindlichen Ver- und Entsorgungsleitungen müssen für die zuständi-
gen Medienträger jederzeit zugänglich sein. Im Bebauungsplan werden daher bei Erfordernis Geh-, 
Fahr- und Leitungsrechte zum Schutz der Trassen und zur Sicherung der Rechte des Ver- / Entsor-
gers festgesetzt, sofern diese sich außerhalb des öffentlichen Straßenraums befinden. Das ist nicht 
erforderlich bei privaten Leitungstrassen. Neu zu bauende Ver- und Entsorgungstrassen sind bevor-
zugt innerhalb von Verkehrsflächen anzuordnen.  
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Die Einhaltung der Mindestabstände zwischen baulichen Anlagen oder Anpflanzungen und Ver- und 
Entsorgungsanlagen, die erforderliche Breite von Schutzstreifen, besonderer technischer Vorschriften 
und der Vorgaben im Falle von Baumaßnahmen hinsichtlich des Anlagenschutzes sowie die Beantra-
gung zusätzlicher Versorgung sind mit dem jeweiligen Versorger im Zuge nachfolgender Planungen 
oder Verfahren für die Einzelvorhaben konkret abzustimmen. 
 
Innerhalb der Bauflächen sind untergeordnete Nebenanlagen und Einrichtungen, die dem Nutzungs-
zweck des Baugebietes selbst dienen und seiner Eigenart nicht widersprechen (z.B. Ver- und Entsor-
gungsanlagen), uneingeschränkt zulässig. Gemäß § 14 Abs. 2 BauNVO können die der Ver- bzw. 
Entsorgung der Baugebiete dienenden Nebenanlagen in den Baugebieten als Ausnahme zugelassen 
werden, auch wenn für sie im Bebauungsplan keine besonderen Flächen festgesetzt sind. 

Wasserversorgung 

Trinkwasserversorgung 

Trinkwasserversorger in der Stadt Magdeburg ist die Städtische Werke Magdeburg GmbH & Co. KG. 
 
In der Ackerstraße verläuft eine Trinkwasserleitung DN 125 GG (1931). Hier schließt die private 
Trinkwasserversorgungsleitung für das Plangebiet bereits an. Der Anschluss wurde im Zuge der Er-
schließung des 1. Bauabschnitts hergestellt. Die Trinkwassererschließungsleitung führt in das Haus-
anschlussgebäude zwischen den Hausnummern Ackerstraße 11 und 9b. Von dort aus verläuft die Lei-
tung weiter in Richtung Süden bis zum Geltungsbereich.  
Die Leitungstrasse wurde durch die Eintragung von Dienstbarkeiten in das Grundbuch gesichert. 
 
Hinsichtlich der Qualität der Trinkwasserversorgung ist auf die Einhaltung der Vorschriften des DVGW 
- 
Trinkwasserleitungen bedürfen der Freigabe durch das Gesundheitsamt. 

Löschwasser 

Gemäß § 14 Abs. 1 BauO LSA ist der Brandschutz baulicher Anlagen durch Bereitstellung ausrei-
chender Wassermengen zu sichern. Der Löschwasserbedarf gemäß DVGW-Arbeitsblatt W s-
serversorgung Rohrnetz / Löschwasser  Bereitstellung durch die öffentliche Trinkwas
richtet sich nach der Art des geplanten Baugebietes, der Bebauungsdichte und der Brandausbrei-
tungsgefahr. 
 
In Anlehnung an die Vorgaben für allgemeine Wohngebiete mit einer mindestens zweigeschossigen 
bis dreigeschossigen Bauweise und einer Geschossflächenzahl bis 1,2 ergibt sich ein Löschwasser-
bedarf von mindestens 96 m³/h für die Dauer von mindestens 2 Stunden.  
 
Die Entfernung zwischen den Löschwasserentnahmestellen und den entferntesten Gebäuden darf 
300 m nicht überschreiten (DVGW-Arbeitsblatt W 331). 
Die Löschwasserbereitstellung erfolgt über die im Versorgungsnetz bereits vorhandenen Unterflurhyd-
ranten. 

Abwasserentsorgung 

Abwasserbeseitigungspflichtig sind gem. § 56 WHG die Gemeinden, hier die Stadt Magdeburg. Sie 
kann sich zur Erfüllung ihrer Abwasserbeseitigungspflicht eines Dritten bedienen. Diese Aufgaben 
übernimmt somit AGM Abwassergesellschaft Magdeburg GmbH. 
Die Abwasserentsorgung umfasst die Schmutzwasser- und die Regenwasserentsorgung.  

Schmutzwasser 

Schmutzwässer sind grundsätzlich ins Schmutzwassersystem einzuleiten. Im Plangebiet fällt aus-
schließlich häusliches Schmutzwasser an, das keiner besonderen Behandlung bedarf. 
 
Die Schmutzwasserentsorgung im Plangebiet ist durch vorhandene Anlagen über die bereits i.V.m. 
der Realisierung des 1. Bauabschnitts hergestellten Anschlusskanäle vorgesehen. Hier wurde bereits 
ein Anschlusskanal DN 150 zwischen dem Übergabeschacht im Zufahrtsbereich auf dem Privatgrund-
stück und dem in der Ackerstraße befindlichen Mischwasserkanal DN 450 Stz. (1906).  
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Grundlage bildet die Zustimmung der SWM vom 24.11.2017 zum Entwässerungsantrag zur Schmutz-
wasserentsorgung Ackerstraße 7  13b. 

Niederschlagswasser 

Für eine Versickerung muss der Boden gem. den Vorgaben der DWA A 138 unterhalb möglicher Ver-
sickerungsanlagen genügend wasserdurchlässig sein und der Mindestabstand zum mittleren höchsten 
Grundwasserstand eingehalten werden. Darüber hinaus dürfen sich im hydraulischen Einflussbereich 
von Versickerungsanlagen keine Verunreinigungen wie z.B. Altlasten befinden, sodass keine Schad-
stoffe in das Grundwasser gelangen können. 
Aussagen zur Niederschlagsentwässerung werden im Kap. 3.3.2 getroffen. 
Im Gebiet sind die Voraussetzungen für eine Regenwasserversickerung gegeben. 
 
Die Niederschlagsentwässerungsanlagen sind im Zuge der Objektplanung zu planen. 
 
Die Versickerung von Niederschlagswasser von befestigten Flächen (Dach-, Stellplatz-, Ver-
kehrsflächen) mittels Versickerungsanlagen bedarf einer wasserrechtlichen Erlaubnis gemäß 
§ 8 Wasserhaushaltsgesetz (WHG).  
Diese ist bei der unteren Wasserbehörde im Umweltamt der Landeshauptstadt Magdeburg vor der Er-
richtung von Versickerungsanlagen zu beantragen. 

Energie und Kommunikation 

Elektroenergieversorgung 

Auch die Elektroenergieversorgung wurde in Verbindung mit der Erschließung des 1. Bauabschnitts 
bereits vorbereitet. Auf dem Grundstück zwischen Ackerstraße Nr. 9b und Nr. 11 wurde ein Hausan-
schlussgebäude errichtet. Von hier aus wird die Wohnbebauung im Geltungsbereich des hier vorge-
legten Bebauungsplans über eine bereits verlegte Anschlussleitung versorgt werden. Die Leitungs-
trasse wurde durch die Eintragung von Dienstbarkeiten in das Grundbuch gesichert. 
Inmitten des geplanten Garagenkomplexes wird im Geltungsbereich ebenfalls ein Hausanschlussge-

- 
Signatur für die Medien Elektro, Wasser und Fernwärme gekennzeichnet ist. 

Info-Kabel / Telekommunikation 

Im Planungsraum befinden sich Telekommunikationslinien der Telekom. Ein gewünschter Ausbau der 
Anlagen ist so früh wie möglich mit der Telekom abzustimmen. 
Eine Veränderung der Lage der vorhandenen Anlagen darf nur mit Zustimmung der Telekom erfolgen.  
 
Der Anschluss wurde analog der Verlegung der Elektroversorgungsanlagen (s.o.) bereits vorbereitet. 

Gasversorgung 

Eine Gasversorgung des Plangebiets wäre in Anbetracht der in den umliegenden Straßen verlaufen-
den Gasversorgungsleitungen zwar möglich, ist aber investorenseitig nicht vorgesehen. 

Fernwärme 

Die Wärmeversorgung der Gebäude ist als Fernwärmeversorgung geplant. Im oben beschriebenen 
Hausanschlussgebäude zwischen Ackerstraße 9b und 11 wurde eine Heizanlage installiert, die wie 
die weiteren Versorgungsanlagen auch zum jetzigen Bebauungsplangebiet vorverlegt wurden. 
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3.6 Abfallentsorgung 

Hinsichtlich der öffentlich-rechtlichen Abfallentsorgung wird auf die Einhaltung  

- des Kreislaufwirtschaftsgesetzes (KrWG) 

- des Abfallgesetzes des Landes Sachsen-Anhalt (AbfG LSA) 

- der Satzung zur Vermeidung, Verwertung und Beseitigung von Abfällen der Landeshauptstadt 
Magdeburg (Abfallwirtschaftssatzung) 

- der Verordnung über die Bewirtschaftung von gewerblichen Siedlungsabfällen und von bestimm-
ten Bau- und Abbruchabfällen (Gewerbeabfallverordnung - GewAbfV) 

in der jeweils aktuell gültigen Fassung sowie weiterer auf diesen Gesetzen basierenden Verordnun-
gen verwiesen.  
 
Hinsichtlich der öffentlich-rechtlichen Abfallentsorgung wird auf die geltende Satzung über die öffentli-
che Abfallentsorgung in der Stadt Magdeburg hingewiesen. Gemäß genannter Abfallsatzung besteht 
Anschlusspflicht an die öffentliche Abfallentsorgung für hausmüllähnliche Abfälle. Die Entsorgung von 
Hausmüll erfolgt gemäß den bestehenden Entsorgungsaufträgen. Der Ausbauzustand der Erschlie-
ßungsstraßen muss die Befahrung mit Müllfahrzeugen ermöglichen.  
 
Die Verkehrsfläche ist im Bebauungsplan so dimensioniert, dass die Befahrung für die Abfallentsor-
gungsfahrzeuge gewährleistet ist. Der Ausbau der öffentlichen Verkehrsfläche hat gem. der Richtlinie 
für die Anlage von Stadtstraßen RASt 06 zu erfolgen. Die Traglast muss für Müllfahrzeuge mit bis zu 
26t ausgelegt sein. 
 
Derzeit befindet sich der Müllsammelplatz für die Grundstücke Ackerstraße 7 bis 13b westlich der Zu-
fahrt an der Ackerstraße. 
Für die Bewohner der geplanten Wohngebäude im Geltungsbereich des Bebauungsplans wird im Be-
reich der Wendeanlage am Ende der Stichstraße ein weiterer Müllsammelstellplatz eingerichtet. Das 
Ende der Stichstraße ist mit einer künftig (unter Mitnutzung der 6 m breiten noch herzustellenden in-
neren Erschließungsstraße ausreichend dimensionierten Wendeanlage ausgestattet, die das Wenden 
für ein 3-achsiges Müllfahrzeug ermöglicht. 
 
Die Standplätze für die Abfallbehälter sind von den Grundstückseigentümern nach den Vorschriften 
der o.g. Abfallwirtschaftssatzung herzurichten und zu unterhalten. Abfallbehälter der Grundstücke, 
welche über die privaten Stichstraßen erschlossen sind, sind am Abholtag, in einer nicht störenden Art 
und Weise, entlang der Verkehrsfläche aufzustellen.  
 
Stellflächen für Wertstoffentsorgung sind im Geltungsbereich nicht vorgesehen. Hier sind vorhandene 
Container im nahen Umfeld zu nutzen.  
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II. PLANINHALTE UND FESTSETZUNGEN 

4 Städtebauliches Konzept und bauliche Nutzungen 

4.1 Städtebauliches Konzept 

Das Ziel der vorliegenden Planung ist die Schaffung von Baurecht für ein allgemeines Wohngebiet auf 
einer Brachfläche in südlicher Innenstadtlage von Magdeburg. 
 
Nach den Entwicklungsabsichten des Investors wurde die Bebauung der Grundstücke in der Acker-
straße mit Reihenhäusern bereits seit 2016 angestrebt. Während für die Straßenrandbebauung an der 
Ackerstraße mit einer zweieinhalbgeschossigen Reihenhaus-Wohnanlage eine Baugenehmigung 
nach § 34 BauGB erteilt werden konnte, auf deren Grundlage die Erschließung und Errichtung der 
Gebäude in einem 1. Bauabschnitt bereits realisiert wurde, war für den südlichen Teil, der analog mit 
mindestens zweigeschossigen Reihenhäusern bebaut werden soll, ein Bebauungsplan aufzustellen.  
 
Der Baumbestand des Plangebietes ist ortsbildprägend und stellt eine wesentliche Qualität des Plan-
gebietes dar. Daher soll im Rahmen des Verfahrensziels der Baumbestand soweit möglich erhalten 
bzw. wiederhergestellt werden. 
 
Nach der Spielplatzflächenkonzeption besteht in diesem Stadtbezirk (362) ein Bedarf an Spiel- und 
Freizeitflächen. Der nächste öffentliche Spielplatz befindet sich in der Carl-Miller-Straße/Ecke Hel-
lestraße in fußläufiger Entfernung von ca. 600 m (ca. 7 min). Für die Kinder der künftigen Bewohner 
der Reihenhäuser im Geltungsbereich und der Bewohner der Reihenhäuser Ackerstraße 7 bis 13 ist 
daher die Anlage eines privaten Spielplatzes innerhalb der privaten Grünfläche vorgesehen.  
 
Die geplante Wohnbebauung fügt sich in die vorhandene städtebauliche Gesamtstruktur in der direk-
ten Umgebung des Plangebiets ein. Auch das Maß und die Art der baulichen Nutzung entsprechen 
dem direkten Umfeld. Im Flächennutzungsplan der Stadt Magdeburg wird in diesem Bereich von einer 
hohen Siedlungsgunst ausgegangen. Dementsprechend ist eine Wohnbaufläche vorgesehen.  
 
Die geplanten Grundstücke werden über die Ackerstraße und die im Zuge des 1. Bauabschnitts be-
reits hergestellte Stichstraße mit Wendeanlage erschlossen. Die Verkehrsanlagen zur Inneren Ge-
bietserschließung werden mit der Realisierung der Planinhalte des Bebauungsplans erweitert. Die 
medientechnische Erschließung des Wohngebiets ist analog bereits vorbereitet und gesichert. 
 
Der vorliegende Bebauungsplan Nr. 402- ße  schafft die baurechtlichen Voraussetzungen 
für eine städtebaulich sinnvolle Entwicklung auf einer innerstädtischen Fläche, die derzeit brachliegt. 
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4.2 Art der baulichen Nutzung 

4.2.1 Allgemeines Wohngebiet (§ 4 BauNVO) 

Im Geltungsbereich des Bebauungsplans wird ein allgemeines Wohngebiet WA i.S.d. § 4 BauNVO 
ausgewiesen.  
 
Die allgemeinen Wohngebiete dienen gem. § 4 Abs. 1 BauNVO vorwiegend dem Wohnen. Im Gel-
tungsbereich sind aufgrund der ortspezifischen Gegebenheiten Wohngebäude und nicht störende 
Handwerksbetriebe (§ 4 Abs. 2 BauNVO) allgemein zulässig.  

werbebetriebe (vergleichbar mit nicht störenden Handwerksbetrieben) innerhalb von Wohngebäuden 
die eigentliche Wohnfunktion nicht beeinträchtigen.  
 

r Versorgung des Gebiets die-
nende Läden, Schank- und Speisewirtschaf he, kulturelle, soziale, ge-
sund  
Diese Nutzungen entsprechen nicht dem städtebaulichen Ziel der Wohnraumschaffung. Zudem er-
zeugen derartige Nutzungen einen hohen Platzbedarf (Nutzung selbst, Stellplätze), dem in diesem 
Gebiet nicht entsprochen werden kann, sowie Ziel- und Quellverkehre, die mit störenden Emissionen 
einhergehen. 
 
Aufgrund der gewünschten Entwicklung eines möglichst ungestörten Wohnstandorts werden die gem. 

§ 1 Abs. 6 Nr. 1 BauNVO nicht Bestandteil des Bebauungsplanes, da sie nicht der städtebaulichen 
Zielstellung entsprechen und auch kein einschlägiger Bedarf abgeleitet werden kann. Der mit dem Be-
trieb verbundene Ziel- und Quellverkehr würde außerdem zu unerwünschten Immissionen im Wohn-
gebiet führen.  
Zudem sind aufgrund der nicht vorhandenen Flächengröße für Gartenbaubetriebe diese ebenfalls 
nicht Bestandteil des Bebauungsplans.   
Die dezentrale Lage des Plangebiets ist ungeeignet für Verwaltungsanlagen. Aus diesem Grund wer-
den Anlagen für Verwaltungen nicht zugelassen.  
 
Der Betrieb von Beherbergungsgewerben ist gem. § 4 Abs. 3 BauNVO ausnahmsweise zulässig. Für 
die Erteilung von Ausnahmen sind im Bebauungsplan die Ausnahmevoraussetzungen zu benennen. 
Als Betriebe des Beherbergungsgewerbes sollen ausnahmsweise nur entweder ein einzeln vermietba-
res Zimmer oder eine einzeln vermietbare Wohneinheit pro Wohnhaus zulässig sein. Die Unterbrin-
gung in mehreren Wohneinheiten pro Haus und Grundstück oder gar Hotels oder Ferienhausanlagen 
sollen nicht zulässig sein, da hierdurch die Art der baulichen Nutzung in dem allgemeinen Wohngebiet 
nicht mehr gewahrt werden würde. 
 
Somit sind folgende Nutzungen im Geltungsbereich zulässig:  
 
Allgemein zulässig gem. § 4 Abs. 2 BauNVO sind: 
 
- Wohngebäude (Textfestsetzung 1.1.2) 
- Nicht störende Handwerksbetriebe (Textfestsetzung 1.1.2) 
- sonstige nicht störende Gewerbebetriebe (Textfestsetzung 1.1.5) 
 
Ausnahmsweise zulässig gem. § 4 Abs. 3 BauNVO sind:  
 
- Betriebe des Beherbergungsgewerbes (Textfestsetzung 1.1.4) 
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4.3 Maß der baulichen Nutzung  

Mit der Festlegung des Maßes der baulichen Nutzung soll eine angemessene Einpassung der Ge-
bäude in das bauliche Umfeld erzielt werden. Auf Grundlage des § 9 Abs. 1 BauGB i.V.m. §§ 16 
ff. BauNVO werden die Grundflächenzahl und die Höhe baulicher Anlagen festgesetzt. 
 

4.3.1 Grundflächenzahl 

Mit der Festsetzung einer Grundflächenzahl oder Grundfläche gem. § 16 Abs. 3 BauNVO wird eine 
angemessene Bebaubarkeit der Grundstücke gewährleistet. Im vorliegenden Bebauungsplan soll das 
Maß der baulichen Nutzung durch Festsetzung einer Grundflächenzahl bestimmt werden.  
 
Für das allgemeine Wohngebiet wird das zulässige Höchstmaß der Grundflächenzahl gem. 
§ 17 Abs. 1 BauNVO von 0,4 festgesetzt. Damit wird eine angemessene Bebaubarkeit der Grundstü-
cke gewährleistet.  
 

4.3.2 Geschossigkeit / Höhe baulicher Anlagen 

Um eine angemessene und verträgliche Ausgestaltung der baulichen Anlagen im Sinne eines harmo-
nischen Ortsbildes im Bebauungsplangebiet zu sichern, können Höhen baulicher Anlagen gem. 
§ 18 BauNVO oder Geschossigkeiten gem. § 20 Abs. 1 BauNVO definiert werden.  
 
Analog der bereits bestehenden Bebauung an der Ackerstraße ist eine maximal zulässige Bauhöhe 
von 10 m über der Bezugshöhe von 53 m NHN zulässig. Damit kann die geplante Errichtung der Rei-
henhäuser realisiert werden und fügt sich in das Höhenregime der Umgebungsbebauung ein. 
 
Das gewährleistet zum einen die investorenseitig geplante Bebauung und entspricht zum anderen 
dem vorhandenen Höhenregime der umliegenden Wohnbebauung und sichert somit die angemesse-
ne und verträgliche Einbindung in das Umfeld im Sinne eines harmonischen Ortsbilds. 
 

4.3.3 Stellplätze, Garagen und Nebenanlagen 

Die Zulässigkeit von Garagen, Stellplätzen und Nebenanlagen bestimmt sich nach §§ 12 und 
14 BauNVO sowie der BO LSA. Garagen, Carports und Stellplätze im Sinne des § 12 BauNVO sowie 
Nebenanlagen im Sinne des § 14 BauNVO sind außerhalb der Baugrenzen nur dann zulässig, wenn 
sie gesondert im Bebauungsplan ausgewiesen sind.  
 
Aufgrund des zu erwartenden Stellplatzbedarfs und nicht vorhandener öffentlicher Parkplatzflächen ist 
eine Mindestanzahl von 2 Stellplätzen pro Grundstück / Wohnhaus vorzusehen.  
Das wird durch die Anordnung von PKW-Stellplätzen in Senkrechtaufstellung vor den Reihenhäusern 
und durch die Errichtung einer Garagenanlage im Geltungsbereich gewährleistet. 
Diese sind in der Planzeichnung (Planteil A) entsprechend festgesetzt. 
 
Zudem wird festgesetzt, dass Garagen, Carports und Stellplätze gemäß § 12 Abs. 6 BauNVO nur in-
nerhalb der festgesetzten Flächen für Stellplätze und Garagen zulässig sind (Textfestsetzung 2.1). 
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4.4 Bauweise und überbaubare Grundstücksfläche 

4.4.1 Baulinien und Baugrenzen 

Die überbaubare Grundstücksfläche wird durch Baugrenzen oder Baulinien gem. § 23 BauNVO be-
stimmt. Sie sichern eine gezielte räumliche Struktur und gewähren zu den angrenzenden Nutzungen 
(Verkehrs-, Bau-, Grünflächen) einen genau definierten oder einen Mindestabstand.  
 
Gebäude und Gebäudeteile sind innerhalb der Baugrenzen bzw. Linien zu errichten. Ein Vortreten von 
Gebäudeteilen kann in geringfügigem Ausmaß zugelassen werden. Weiterhin können im Bebauungs-
plan bestimmte Ausnahmen zugelassen werden. (§ 23 Abs. 2, 3 BauNVO)  
 
Sofern im Bebauungsplan nichts Anderes festgesetzt ist, können auf den nicht überbaubaren Grund-
stücksflächen außerhalb der Baugrenzen Nebenanlagen i.S.d. § 14 BauNVO sowie nach Landesrecht 
innerhalb von Abstandsflächen zulässige bauliche Anlagen errichtet werden. (§ 23 Abs. 5 BauNVO) 
 
Für die Festsetzung von Baulinien besteht im vorliegenden Bebauungsplan kein städtebauliches Er-
fordernis.  

Baugrenzen 

Die Baugrenzen umschreiben die geplanten Baufelder der geplanten Reihenhäuser.  
Der Abstand zu den Außengrenzen der Bauflächen beträgt mind. 3 m. Dadurch werden ausreichende 
Abstände zu den baulichen Anlagen der Nachbargrundstücke gewährleistet. 
 
Des Weiteren werden die Baugrenzen mit einem Abstand von 6 m zur Verkehrsfläche festgesetzt, um 
vor den Gebäuden die erforderlichen den Grundstücken zuzuordnenden PKW-Stellplätze in Senk-
rechtaufstellung anordnen zu können. 
 

4.4.2 Bauweise 

Entsprechend dem Bebauungskonzept des Investors sind Reihenhäuser geplant. Folglich wird die of-
fene Bauweise als Reihenhausbebauung festgesetzt. Damit sind Hausgruppen bis zu einer Länge von 
max. 50 m möglich. 
 
Das korrespondiert mit der bestehenden Bauweise im 1. Bauabschnitt (Ackerstraße 7 bis 13) und an-
grenzenden Umfeld  
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4.5 Verkehrserschließung 

4.5.1 Straßenverkehrsflächen 

Die innere Gebietserschließung erfolgt über private Verkehrsflächen.  
 
Mit Errichtung der Bebauung des 1. Bauabschnitts wurde eine Stichstraße angelegt, über die der nun 
geplante 2. Bauabschnitt im Geltungsbereich des vorliegenden Bebauungsplans erschlossen werden 
soll. Diese Zufahrtstraße ist Bestandteil des Geltungsbereichs. 
 
Die bereits vorhandene Wendeanlage ist noch nicht ausreichend für ein dreiachsiges Müllfahrzeug 
dimensioniert, daher wird dieser in Verbindung mit dem weiteren Ausbau der privaten inneren Er-
schließung entsprechend erweitert und für Nutzfahrzeuge bis 26 t ausgelegt sein. Die Überhangstrei-
fen verlaufen dabei teilweise außerhalb der Verkehrsfläche, jedoch auf den eigenen Grundstücken 
des Investors.  
 
Die Zufahrtsstraße und die weiteren Verkehrsflächen, die der Andienung der neuen Reihenhaus-
grundstücke und der Garagen dienen, bleiben privat. 
 
Alle Verkehrsflächen werden als Mischverkehrsfläche ohne separaten Gehweg geplant.  
Die Straßen sind mit einer 6 m breiten Verkehrsfläche für ihre Funktion ausreichend bemessen. 
 

4.5.2 Ruhender Verkehr 

Innerhalb des Geltungsbereiches des Bebauungsplans werden keine öffentlichen Parkplatzflächen 
ausgewiesen. Das Parken findet ausschließlich auf den privaten Grundstücken statt (sh. Kap. 4.3.3). 
Der Stellplatznachweis ist nicht Gegenstand der Bauleitplanung. Dieser ist im jeweiligen Baugenehmi-
gungsverfahren für Neubauvorhaben zu erbringen. 
 

4.6 Geh- / Fahr- und Leitungsrechte 

Im Geltungsbereich eines Bebauungsplans sind Geh-, Fahr- und Leitungsrechte gem. 
§ 9 Abs.1 Nr. 21 BauGB festzusetzen, sofern sich Wege oder Ver- und Entsorgungstrassen ein-
schließlich deren Schutzstreifen nicht innerhalb öffentlicher Verkehrsflächen befinden oder innerhalb 
der Bauflächen ausschließlich der Versorgung des jeweiligen Grundstücks dienen.  
Geh-, Fahr- und Leitungsrechte sind rechtlich zu sichern. 
 
Die privaten Verkehrsflächen innerhalb des Geltungsbereichs dürfen sowohl von den Anliegern als 
auch von Feuerwehr und Rettungsfahrzeugen, Fahrzeugen der Abfallwirtschaft sowie von Ver- und 
Entsorgungsträgern genutzt werden (Textfestsetzung 3.1). 
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4.8 Planungen, Nutzungsregelungen, Maßnahmen und Flächen für Maß-
nahmen zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung von Natur und 
Landschaft 

4.8.1 Maßnahmen und Flächen für Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege und zur 
Entwicklung von Natur und Landschaft 

Maßnahmen und Flächen für Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung von Natur und 
Landschaft i.S.d. § 9 Abs. 1 Nr. 20 BauGB sollen die Verträglichkeit der Baugebietsausweisungen im 
Hinblick auf Natur und Landschaft sichern.  

Minimierung von Versiegelungen 

Zur Minimierung des Versiegelungsgrades im Gebiet und damit zur Begünstigung von Versickerung 
und Bodenoffenheit sollen Park- und Stellplätze nicht voll versiegelt werden. Dazu wird folgende textli-
che Festsetzung formuliert: 
 

 Im gesamten Geltungsbereich sind Stellplätze nur in wasserdurchlässiger Ausführung zulässig 
(Schotterrasen, Großfugenpflaster, Rasengittersteine o.ä.).  

 

4.8.2 Flächen mit Bindungen für Bepflanzungen und für die Erhaltung von Bäu-
men, Sträuchern und sonstigen Bepflanzungen 

Zur Sicherung der Erhaltung vorhandener zu erhaltender Gehölze können Flächen mit Bindungen für 
Bepflanzungen und für die Erhaltung von Bäumen, Sträuchern und sonstigen Bepflanzungen gem. 
§ 9 Abs. 1 Nr. 25 b BauGB festgesetzt werden. 
 
Im vorliegenden Bebauungsplan werden derartige Festsetzungen im Planteil A wie folgt getroffen: 

 Im Süden und Osten des Geltungsbereichs wird eine Grünfläche ausgewiesen, die gleichzeitig 
zum Schutz des Gehölzbestands als Fläche zur Erhaltung von Bäumen, Sträuchern und sonstigen 
Bepflanzungen festgesetzt wird. 

 Im Süden und Osten des Geltungsbereichs werden zum Schutz des Gehölzbestands neun wert-
gebende Einzelbäume zur Erhaltung festgesetzt. 

 
Bezüglich der Aussagen zum Baumbestand wird auf Kap. 5.3 verwiesen. Um die Durchgrünung des 
Plangebiets zu sichern, werden weiterhin Pflanzgebote formuliert, die unter Punkt 4.8.3 aufgeführt 
sind. 
 
Mit diesen Erhaltungsfestsetzungen für Grünflächen und Gehölze i.V.m. den nachfolgend aufgeführ-
ten Pflanzgeboten sollen die Durchgrünung des Geltungsbereichs und die verträgliche Einbindung der 
Bauflächen in das Umfeld gesichert werden. Der wertgebende Baumbestand wird hierbei weitestge-
hend erhalten. Die Gehölze wirken positiv auf alle abiotischen Schutzgüter des Naturhaushaltes (Kli-
ma, Wasser, Boden). Sie sind Lebens- und Rückzugsraum für Tiere der siedlungsnahen Räume, ins-
besondere Vögel, Kleinsäuger und Insekten. 





Bebauungsplan Nr. 402-   Begründung: Ziele, Inhalte, Auswirkungen 
Landeshauptstadt Magdeburg  Entwurf, April 2021 

STEINBRECHER und PARTNER Ingenieurgesellschaft mbH  Seite 27 

Dachbegrünung 

In Bezug auf das Stadtklima wird folgende Festsetzung zur Dachbegrünung getroffen: 
 

- Bei Neubauten sind Flachdächer sowie flach geneigte Dächer bis 15° Dachneigung mit einen Flä-
chenanteil von mind. 80 v.H. zu begrünen und dauerhaft zu unterhalten. Es ist eine extensive Be-
grünung und eine durchwurzelbare Substratschicht von mind. 12 cm Dicke vorzusehen. Dachflä-
chen von Garagen und Carports sind mit einem mind. 8 cm dicken durchwurzelbaren Substratauf-
bau extensiv zu begrünen und dauerhaft zu unterhalten. 
Ausgenommen sind Flächen notwendiger technischer Anlagen. Eine Kombination von aufgestän-
derten Anlagen zur Nutzung der Solarenergie und einer Begrünung unter den Modulen ist zuläs-
sig.  

 
Eine Dachbegrünung bewirkt durch Speicherung und Filterung des Niederschlagswassers eine Ver-
zögerung des Wasserabflusses (Regenrückhalt). Jede begrünte Fläche wirkt zudem der Bildung von 
Wärmeinseln entgegen. Durch Feuchtigkeitsaufnahme und Verdunstung heizen sich die begrünten 
Gebäudeoberflächen im Sommer weniger stark auf, was zu einer lokalen Reduktion der Temperatur 
führt (Verdunstungskühle, Kaltluftproduktion). Des Weiteren binden Pflanzen Kohlenstoffdioxid, Fein-
staub und Luftschadstoffe, wodurch die Luftqualität erheblich verbessert werden kann. Zusätzlich sind 
Gründächer ökologisch wirksame Ersatzlebensräume für Pflanzen und Tiere in bebauten Gebieten, 
vor allem für verschiedene Insektenarten und Vögel.  
 
Für die nachhaltige Sicherung der Wirksamkeit der Dachbegrünung wird eine Mindestdicke des Sub-
strataufbaus vorgeschrieben, die den Regenwasserrückhalt erhöht und somit eine ausreichende Ver-
sorgung der Vegetation in Hitzeperioden sichert. 
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III. AUSWIRKUNGEN DER PLANUNG 

5 Umwelt, Natur und Landschaft 

5.1 Prüfung der Umweltverträglichkeit 

5.1.1 Rechtsgrundlagen 

Gemäß § 2 Abs. 4 BauGB ist bei der Aufstellung von Bauleitplänen und deren Änderung, Ergänzung 
und Aufhebung für die Belange des Umweltschutzes nach §§ 1 Abs. 6 Nr. 7 und 1a BauGB eine Um-
weltprüfung durchzuführen. Der Umweltbericht gemäß § 2 a Nr. 2 bzw. Satz 3 BauGB bildet einen ge-
sonderten Teil der Planbegründung. Die Inhalte der Umweltprüfung sind gemäß Anlage 1 zu den 
§§ 2 Abs. 4, 2a und 4c BauGB darzulegen. 
 
Die Umweltprüfung ist vollständig im Rahmen des Bauleitplanverfahrens abzuwickeln. Es sind die vo-
raussichtlichen erheblichen Umweltauswirkungen auf alle Schutzgüter und umweltrelevanten Belange 
zu ermitteln. Diese werden im Umweltbericht beschrieben und bewertet. Sie sind in der Abwägung zu 
berücksichtigen. In den Umweltbericht werden erforderlichenfalls die Ergebnisse anderer Untersu-
chungen oder Gutachten eingestellt. 
 
Die Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange, die durch die Planung berührt werden kön-
nen, sind nach § 4 Abs. 1 BauGB frühzeitig zu unterrichten und aufzufordern, sich im Hinblick auf den 
erforderlichen Umfang und Detaillierungsgrad der Umweltprüfung zu äußern. Gleichzeitig sind alle 
verfügbaren umweltrelevanten Unterlagen dem Träger der Bauleitplanung zur Verfügung zu stellen. 
Umfang und Detaillierungsrad sind letztlich von der Gemeinde festzulegen. 
 
Gemäß § 4c BauGB sind die erheblichen Umweltauswirkungen, die aufgrund der Durchführung des 
Bebauungsplanes eintreten, von der Gemeinde zu überwachen, um unvorhersehbare Auswirkungen 
zu ermitteln und ggf. durch geeignete Maßnahmen eingreifen zu können (Monitoring). 
 
Als Bekanntgabevorschrift ist nach § 10 BauGB in einer zusammenfassenden Erklärung darzulegen, 
wie die Umweltbelange in der Planung und im Rahmen der Abwägung berücksichtigt worden sind. 
 

5.1.2 Bebauungspläne der Innenentwicklung 

Wird ein Bebauungsplan der Innenentwicklung gem. § 13 a BauGB aufgestellt, gelten abweichende 
Vorschriften. Bei Plänen mit einer Grundfläche < 20.000 m² kann auf einen Umweltbericht verzichtet 
werden (§ 13 a Abs. 1 BauGB i.V.m. § 13 a Abs. 2 Nr.1 und § 13 Abs. 3 BauGB). 
 

5.1.3 Anwendung auf die vorliegende Planung 

Der vorliegende Bebauungsplan wird als Bebauungsplan der Innenentwicklung gem. § 13 a BauGB 
aufgestellt.  
 
Die zulässige Grundfläche gem. § 19 Abs. 2 BauNVO des Bebauungsplans Nr. 402-6 ist < 2 ha. Unter 
den genannten Voraussetzungen ist für den vorliegenden Bebauungsplan der § 13 a Abs. 1 
Nr. 1 BauGB zutreffend. Für solche Bebauungspläne der Innenentwicklung kann das vereinfachte 
Verfahren nach § 13 BauGB angewendet werden. 
 
Im vereinfachten Verfahren wird nach § 13 Abs. 3 BauGB von der Umweltprüfung, dem Umweltbe-
richt, der Angabe, welche Arten umweltbezogener Informationen verfügbar sind, der zusammenfas-
senden Erklärung und der Anwendung der Vorschriften zur Überwachung nach § 4c abgesehen. 
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5.2 Eingriffsregelung 

5.2.1 Rechtsgrundlagen 

Gemäß den Anforderungen des § 1 Abs. 6 Nr. 7 BauGB sind bei der Aufstellung eines Bebauungs-
planes die Belange des Naturschutzes und der Landschaftspflege zu beachten. Dabei ist die Eingriffs-
regelung nach dem Bundesnaturschutzgesetz gem. § 1a Abs. 3 BauGB zu berücksichtigen. 
 
Die Umsetzung eines Bebauungsplans stellt i.d.R. nach § 14 BNatSchG einen Eingriff in Natur und 
Landschaft dar, der zu begründen und durch Maßnahmen des Naturschutzes und der Landespflege 
auszugleichen oder zu ersetzen ist (§§ 13, 15 BNatSchG). Sofern aufgrund der Aufstellung, Ände-
rung, Ergänzung oder Aufhebung von Bauleitplänen Eingriffe in Natur und Landschaft zu erwarten 
sind, ist über Vermeidung, Ausgleich oder Ersatz nach den Vorschriften des BauGB zu entscheiden 
(§ 18 Abs. 1 BNatSchG). 
 
Auf Vorhaben im Innenbereich nach § 34 BauGB sind die §§ 14, 17 BNatSchG (Eingriffe, Verursa-
cherpflichten, Unzulässigkeiten, Verfahren) nicht anzuwenden (§ 18 Abs. 2 BNatSchG).  
Ein Ausgleich ist weiterhin nicht erforderlich, soweit die Eingriffe bereits vor der planerischen Ent-
scheidung erfolgt sind oder zulässig waren (§ 1a Abs. 3 Satz 5 BauGB).  
 

5.2.2 Anwendung auf die vorliegende Planung 

Im beschleunigten Verfahren gelten nach § 13 a Abs. 2 Nr.4 BauGB für Bebauungspläne nach 
§ 13 a Abs. 1 Nr. 1 BauGB Eingriffe, die auf Grund der Aufstellung des Bebauungsplanes zu erwarten 
sind, als i.S.d. § 1a Abs. 3 Satz 5 BauGB vor der planerischen Entscheidung erfolgt oder zulässig. 
Das trifft auf den vorgelegten Bebauungsplan zu. Die Eingriffsregelung ist folglich nicht anzuwenden. 
 

5.3 Gehölzschutz 

Der Schutz der Gehölze im beplanten Bereich gem. § 30 BauGB sowie im baurechtlichen Innenbe-
reich gem. § 34 BauGB ergibt sich aus der Baumschutzsatzung der Stadt Magdeburg, die unabhängig 
von der o.g. Eingriffsregelung gilt. In den Planteil B wird ein entsprechender Hinweis übernommen. 
 
Für Gehölze, die der Baumschutzsatzung unterliegen und zum Vollzug des Bebauungsplans beseitigt 
werden müssen, ist ein entsprechender Fällantrag zu stellen. Die Gehölzverluste sind entsprechend 
auszugleichen bzw. zu ersetzen. 
 

5.3.1 Erfassung des Baumbestands 

Im Geltungsbereich des Bebauungsplans befinden sich Gehölze, die der Baumschutzsatzung der 
Landeshauptstadt Magdeburg unterliegen. Für das Plangebiet wurde der Baumbestand 2018 erfasst 
und bewertet4. Auf Grundlage dieses Kurz-Gutachtens wurde der Gehölzbestand aktuell im Mai 2020 
nochmals geprüft und eine aktuelle Baumbestandsliste erstellt, die dieser Begründung beiliegt. 

                                                   
 
4 Arbor assistance Baum-Sachverständigenbüro: Zustandsfeststellung zum Baumbestand für B-Plan 402-6/BA II, Wohnbebau-

ung Ackerstraße in Magdeburg, Gutachten  Nr. 08-03/2018. 
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5.3.2 Konfliktermittlung und Berücksichtigung im Bebauungsplan 

Ein möglicher Verlust von Gehölzen innerhalb des bebauten Stadtgebiets kann die Folge neuer Er-
schließungsanlagen und / oder Bebauungen sein.  
 
Der Bebauungsplan muss und kann dem Schutz der Gehölze in seinem Geltungsbereich wie folgt ge-
recht werden: 
 
- Der vorhandene Baumbestand ist vollständig in der Plangrundlage dargestellt. Dadurch werden 

mögliche Gehölzverluste nachvollziehbar.  
- Es wurde ein gesonderter Baumbestandsplan sowie eine Liste mit Angaben zur Baumart, Stamm-

umfang und Vitalität erstellt. Für jeden Baum wurde der potenzielle Ersatzbedarf nach der Baum-
schutzsatzung ermittelt, der im Falle des Verlusts des Baums zu leisten ist. Der Baumbestandsplan 
und die genannte Liste sind als Anlagen der Begründung beigefügt. 

- Im Planteil A werden Erhaltungsfestsetzungen für Grünflächen mit Gehölzbestand sowie auch für 
wertgebende Einzelbäume vorgenommen. 

- Auf der nachgeordneten Bauantragsebene ist im Falle unvermeidbarer Baumfällungen vom Bau-
herrn ein Fällantrag zu stellen. Erst auf Grundlage einer von der unteren Naturschutzbehörde er-
teilten Fällgenehmigung dürfen die Gehölze beseitigt werden. Die Gehölzverluste sind gem. o.g. 
Liste nach dem Verursacherprinzip auf vom Bauherrn bereit zu stellenden Flächen zu ersetzen. 

 
Auf dem Plan ist ein entsprechender Hinweis auf die Baumschutzsatzung vermerkt. 
 

5.3.3 Ersatzpflanzungen für nicht vermeidbare Baumverluste 

Aufgrund der geringen Größe des Plangebiets können bei Umsetzung der geplanten Bebauung nicht 
alle Gehölze erhalten werden. Nach der beigefügten Baumliste mit Ermittlung des potenziellen Er-
satzbedarfs sind nach derzeitigem Kenntnisstand auf der Grundlage des aktuellen Bebauungsplans 
insgesamt 25 Ersatzpflanzungen zu leisten. 
 

 Um das Ortsbild zu erhalten und den Ersatz möglichst umfänglich in Eingriffsnähe zu erbringen, 
können innerhalb der private Grünfläche 6 Ersatzpflanzungen angeordnet werden, um den vor-
handenen Baumbestand zu ergänzen. (sh. Kap. 4.8.3) 

 Im Frühjahr 2019 wurden als vorgezogene Ersatzmaßnahme auf Kosten und im Auftrag der 
Schrader Haus GmbH im Magdeburger Elbauenpark 100 Schwarzpappeln gepflanzt. Die für den 
Vollzug des hier vorgelegten Bebauungsplans erforderlichen 19 Ersatzpflanzungen sollen im 
Rahmen dieses Vorhabens angerechnet werden.  

 
Die Vorgehensweise ist im Rahmen des noch einzureichenden Fällantrags zu bescheiden. 
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5.4 Artenschutz 

5.4.1 Rechtsgrundlagen  

Allgemeine Rechtsgrundlagen 

I.S.d. allgemeinen Artenschutzes regelt der § 39 Abs. 5 BNatSchG u.a. die zulässigen Zeiträume zur 
Beseitigung von Gehölzen (nicht in der Zeit vom 01. März bis 30. September). Damit wird vermieden, 
dass das Brutgeschehen gestört und artenschutzrechtliche Verbote berührt werden. Diese Einschrän-
kung gilt jedoch nicht für genehmigte Eingriffe (z.B. in einem rechtskräftigen Bebauungsplan). 
 
Uneingeschränkt sind die gemäß § 44 Abs. 1, Nr. 1 - 4 BNatSchG bestehenden Verbote zum Schutz 
der besonders geschützten Arten nach § 7 Abs. 2 Nr. 13 BNatSchG und der streng geschützten Arten 
gemäß § 7 Abs. 2 Nr. 14 BNatSchG, zu prüfen und zu berücksichtigen.  
Zulassungsvoraussetzung für ein Vorhaben ist die Prüfung, inwieweit das Vorhaben erhebliche nega-
tive Auswirkungen auf besonders geschützte Arten durch Störung ihrer Habitate wie Nist-, Brut-, 
Wohn- oder Zufluchtsstätten durch Belästigung, Verletzung, Tötung oder Zerstörung ausüben kann. 
 
Die artenschutzrechtlichen Verbote des § 44 Abs. 1 BNatSchG beziehen sich unmittelbar auf die Zu-
lassungsebene und nicht bzw. nur mittelbar auf die Bauleitplanung, denn zu einem Verstoß gegen die 
artenschutzrechtlichen Verbote kann es erst durch konkrete, tatsächliche Handlung, d.h. die Verwirkli-
chung eines Bauvorhabens, das die verbotsrelevante Handlung darstellt, kommen, und nicht bereits 
durch die Aufstellung des Bebauungsplans. 

Berücksichtigung in der Bauleitplanung  

In der Bauleitplanung ist jedoch bereits vorausschauend zu ermitteln und zu beurteilen, ob dem Voll-
zug der Planinhalte unüberwindliche artenschutzrechtliche Hindernisse entgegenstehen. Sofern be-
reits auf der Ebene der Bebauungsplanung drohende Verstöße gegen artenschutzrechtliche Verbote 
erkennbar sind, können diese bei Nichtbeachtung zur Vollzugsunfähigkeit und damit zur Unwirksam-
keit des Bebauungsplans führen. 
 
Der Artenschutz ist gemäß § 1 Abs. 6 Nr. 7 a BauGB ("Tiere" und "Pflanzen") als Umweltbelang in der 
Abwägung zu berücksichtigen. Artenschutzrechtliche Verbotstatbestände sind einer Abwägung jedoch 
nicht zugänglich. Es handelt sich um zwingende gesetzliche Anforderungen.  
Sofern drohende Verstöße gegen artenschutzrechtliche Verbote bereits auf den Ebenen der Bebau-
ungsplanung erkennbar sind, muss die planende Gemeinde von derartigen Festsetzungen Abstand 
nehmen oder die Abwendung herbeiführen bzw. die Ausnahme- oder Befreiungslage darstellen.  
 
Das heißt, wenn durch ein nach den Vorschriften des BauGB zulässiges Vorhaben i.S.d. § 21 Abs. 
2 Satz 1 BNatSchG, das einen zulässigen Eingriff in Natur und Landschaft i.S.d. § 15 BNatSchG dar-
stellt, die Verbotstatbestände des § 44 Abs. 1 BNatSchG berührt werden können, kann ein Bebau-
ungsplan trotzdem vollzugsfähig sein, wenn durch geeignete Maßnahmen eine Abwendung gem. § 
44 Abs. 5 BNatSchG herbeigeführt werden kann.  
 
Anderenfalls ist zu prüfen, ob die Voraussetzungen für die Erteilung einer Ausnahme gem. 
§ 45 Abs. 7 BNatSchG oder einer gem. § 67 BNatSchG Befreiung vorliegen, in die ohne Gefahr der 
Vollzugsunfähigkeit hineingeplant werden kann. Der Bebauungsplan selbst bedarf dabei keiner Aus-
nahme oder Befreiung. Diese ist immer durch den Bauherrn des einzelnen Vorhabens zu beantragen, 
da erst das konkrete Vorhaben den verbotenen Eingriff darstellt. Es müssen aber bereits auf der Ebe-
ne des Bebauungsplanes die notwendigen Voraussetzungen durch ein Hineinplanen in die Ausnah-
me- oder Befreiungslage geschaffen werden. 
 
Zwar ist nach derzeitigem Kenntnisstand nicht zu erwarten, dass dem Vollzug des Bebauungsplans 
artenschutzrechtliche Verbotstatbestände entgegenstehen würden. Dennoch wurden im Rahmen von 
zwei Überblicksbegehungen (Herbst 2020 / Frühjahr 2021) das Lebensraumpotenzial und der Besatz 
des Gebiets geprüft. Als relevante Artengruppe werden hier die Brutvögel angesehen. 
Hinsichtlich der Erfassung von Baumhöhlen wird auf die Ergebnisse der Zustandsfeststellung zum 
Baumbestand (2018) (sh. Kap. 5.3) verwiesen. 
Diese Vorgehensweise wurde mit der UNB im Rahmen einer Beratung am 06.07.2020 abgestimmt. 
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Berücksichtigung auf der Vollzugsebene 

Nun kann sich der faunistische Artenbesatz eines Gebiets in kurzer Zeit ändern. Daher ist die Berück-
sichtigung des Artenschutzes auf der Vollzugsebene von entscheidender Bedeutung. Die Vorgaben 
des § 44 Abs. 1, Nr. 1 - 4 BNatSchG sind folglich vom jeweiligen Bauherrn zu berücksichtigen.  
 
Um den Artenschutzvorschriften gem. § 44 ff. BNatSchG zu entsprechen, sind unmittelbar vor der 
Baufeldfreimachung bzw. dem Beginn von Baumaßnahmen die betreffenden Flächen auf das Vor-
kommen besonders und streng geschützter Arten sowie deren Brut- und Lebensstätten zu überprüfen. 
Ggf. erforderliche Ausnahmen gem. § 45 Abs. 7 BNatSchG oder Befreiungen gem. § 67 BNatSchG 
sind bei der zuständigen Naturschutzbehörde zu beantragen. 
 
Ein entsprechender Hinweis zur Berücksichtigung der Vorgaben zum allgemeinen und besonderen Ar-
tenschutz wurde in den Teil B des Bebauungsplanes aufgenommen. 
 

5.4.2 Bewertung im Plangebiet 

Das konkrete Vorkommen von Lebensstätten besonders bzw. streng geschützter Arten im Geltungs-
bereich ist nicht bekannt. Allerdings gehören hierzu u.a. alle europäischen Vogelarten. Das Vorkom-
men von Vögeln der urbanen Landschaften ist im Plangebiet auf jeden Fall zu unterstellen. 
 
Die Flächen im Gebiet und angrenzend werden bereits langjährig siedlungstypisch in Anspruch ge-
nommen, sodass Kulturfolger und störungsunempfindliche Arten ohne besondere Lebensrauman-
sprüche (Arten der urbanen Räume, z.B. Vögel, Kleinsäuger) zu erwarten sind. Der Geltungsbereich 
ist durch Baustelleneinrichtungen, ungenutzte brachliegende und zum Teil vermüllte Freiflächen mit 
Bäumen sowie sonstigen Gehölzen geprägt.  
 
Zur Feststellung des avifaunistischen Arteninventars wurde nach Abstimmung mit der unteren Natur-
schutzbehörde eine Lebensraumpotenzialanalyse der Brutvögel5 durchgeführt.  
 
Die Ergebnisse dieser Begehung lassen auf das Vorkommen von störungsunempfindlichen Arten der 
Siedlungen und siedlungsnahen Räume schließen, wie es aufgrund der Lage innerhalb des Stadtge-
biets von Magdeburg i.V.m. angrenzenden Nutzungen (Wohn- / Gewerbenutzung, Straßenverkehr) zu 
erwarten war. 
 
Das konkrete Vorkommen weiterer besonders und der streng geschützten Arten gemäß 
§ 7 Abs. 2 Nr. 13 und 14 BNatSchG im Geltungsbereich ist nicht bekannt und nach aktuellem Kennt-
nisstand nicht zu erwarten. Deshalb wird für weitere Arten / -gruppen eine gesonderte faunistische 
Kartierung als verzichtbar erachtet. 
 
Bei Berücksichtigung der gesetzlich vorgeschriebenen Zeiträume zur Beseitigung von Gehölzen gem. 
§ 39 Abs. 5 BNatSchG sowie der Berücksichtigung der o.g. Baufeldkontrollen kann somit erreicht 
werden, dass artenschutzrechtliche Verbotstatbestände des § 44 Abs. 1 BNatSchG nicht berührt wer-
den.  
 
Nach derzeitigem Kenntnisstand ist nicht zu erwarten, dass der Plan infolge des Eintretens von Ver-
botstatbeständen gem. § 44 Abs. 1 BNatSchG vollzugsunfähig werden könnte. 
 

                                                   
 
5 BUNat, Büro für Umweltberatung und Naturschutz; Untersuchung zu möglichen Brutvogelvorkommen in Magdeburg - Berliner 

Chaussee, Stand Februar 2018 
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6 Städtebauliche Auswirkungen des Bebauungsplans 

6.1 Auswirkungen auf die städtebauliche Situation 

Der vorliegende Bebauungsplan Nr. 402-6 Ackerstraße ichen Voraussetzungen 
für eine städtebaulich sinnvolle Entwicklung auf einer innerstädtischen Fläche, die derzeit brachliegt. 
 
Die ehemalige Nutzung des Plangebiets wurde aufgegeben, wodurch aktuell eine Lücke im Sied-
lungsgefüge vorhanden ist. Durch das geplante Wohngebiet soll diese Lücke geschlossen werden. 
 
Im Flächennutzungsplan der Stadt Magdeburg (2018) wird in diesem Bereich von einer hohen Sied-
lungsgunst ausgegangen. Dementsprechend ist im Flächennutzungsplan eine Wohnbaufläche vorge-
sehen. Die geplante Wohnbebauung fügt sich in die vorhandene städtebauliche Gesamtstruktur in der 
direkten Umgebung des Plangebiets ein. Auch das Maß und die Art der baulichen Nutzung entspre-
chen dem direkten Umfeld. 
 
Die geplanten Grundstücke werden über eine vorhandene Stichstraße erschlossen.  
Die medientechnische Erschließung ist ebenfalls bereits vorbereitet und gesichert. 
Der entstehende Anwohnerverkehr wird sich nicht spürbar auf das Verkehrsaufkommen auswirken. 
 
Durch die Aufstellung des Bebauungsplans Nr. 402-6 Ackerstraße
gen für die direkte Umgebung sowie für die gesamtstädtische Struktur zu erwarten. 
 

6.2 Immissionsschutz 

6.2.1 Allgemeine Anforderungen an den Immissionsschutz in der Bauleitplanung 

Mit den Festsetzungen des Bebauungsplanes sind gem. § 1 Abs. 5 BauGB eine menschenwürdige 
Umwelt zu sichern, die natürlichen Lebensgrundlagen zu schützen und zu entwickeln sowie gesunde 
Wohn- und Arbeitsverhältnisse i.S.d. § 1 Abs. 6 BauGB zu gewährleisten. Der Bauleitplanung kommt 
daher auch die Aufgabe des vorbeugenden Immissionsschutzes und der Vorsorge zu. 
 
Für die Bauleitplanung ist zur Bewertung und zum angemessenen Schutz vor schädlichen Umwelt-

i-
blatt 1 der DIN 18005 sind in Abhängigkeit von der jeweiligen beabsichtigten Nutzung die schalltech-
nischen Orientierungswerte aufgeführt, die sowohl für von außen als auch von innen einwirkende Im-
missionen gelten und vor den Fassaden schutzwürdiger Bebauung einzuhalten sind. Diese entspre-
chen weitestgehend den Immissionsrichtwerten der TA Lärm.  
 
In lärmvorbelasteten Gebieten, insbesondere bei vorhandener Bebauung, bestehenden Verkehrsan-
lagen und in Gemengelagen, können die schalltechnischen Orientierungswerte der DIN 18005, die im 
Übrigen keine Grenzwerte sind, nicht immer eingehalten werden. Sie stellen anzustrebende Zielwerte 
dar, die der sachgerechten Abwägung in der Bauleitplanung unterliegen. 
 
Für die vorliegende Planung sind folgende schalltechnische Orientierungswerte relevant: 
 

Baugebiet Schalltechnische Orientierungswerte nach DIN 18 005 

tags (6.00  22.00 Uhr) nachts (22.00  6.00 Uhr) 

Allgemeines Wohngebiet (WA) 55 dB 45 dB bzw. 40 dB* 

*Der niedrigere Wert gilt für Industrie-, Gewerbe- und Freizeitlärm sowie Geräusche von vergleichbaren öffentlichen Betrieben. 
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6.2.2 Vorbelastungen im Planungsraum 

Bestehende oder geplante Immissionen, die von außerhalb auf ein Gebiet einwirken, können sowohl 
von gewerblichen bzw. industriellen Nutzungen als auch von Flug-, Straßen- oder Schienenverkehr 
ausgehen. Darüber hinaus kann auch Freizeitlärm Immissionsbelästigungen verursachen. 
 
Bei der Ausweisung schutzbedürftiger Nutzungen (z.B. Wohnen) sind bei ggf. benachbarten Gewer-
bebetrieben deren Emissionen gemäß dem genehmigten Betriebszustand zu berücksichtigen. Durch 
die Festsetzungen eines Bebauungsplans darf es nicht zu Einschränkungen bestehender zulässiger 
Nutzungen kommen. 
 
Vorhandene Vorbelastungen durch Verkehrs- oder Gewerbelärm müssen in einem Bebauungsplan 
kenntlich gemacht werden, sofern die schalltechnischen Orientierungswerte der DIN 18005 überschrit-
ten sind. Das dient der Unterrichtung über die Immissionsverhältnisse im Planbereich sowie der be-
rechtigten Abwehr ungerechtfertigter Ansprüche Betroffener, die in Kenntnis der Vorbelastung hier 
siedeln. Aus Überschreitungen der schalltechnischen Orientierungswerte durch vorhandene Lärmbe-
lastung sind keine Rechtsansprüche vorhandener oder künftiger Bebauungen abzuleiten. 
 
Den Geltungsbereich des vorliegenden Bebauungsplans betreffend bestehen folgende immissionsre-
levante Vorbelastungen: 

Straßenverkehr 

Nördlich des Geltungsbereichsgrenze verläuft in ca. 150 m Entfernung der vierspurig ausgebaute 
Magdeburger Ring, von dem Verkehrslärm ausgeht.  

Gewerbelärm 

Es bestehen im Plangebiet und dem unmittelbaren Umfeld keine BImSchG-genehmigungsbedürftigen 
Anlagen.  
Im Rahmen einer ersten Beratung mit der unteren Immissionsschutzbehörde wurde dennoch darauf 
verwiesen, dass sich das Plangebiet ggf. im Einwirkbereich kleinerer Gewerbebetriebe befindet, deren 
Lärmwirkungen auf das Baugebiet zu prüfen sind. Folgende Betriebe der näheren Umgebung sind 
demnach relevant und in eine schalltechnische Berechnung einzubeziehen:  

- Landesverband der Lebenshilfe für Menschen mit geistiger Behinderung S/A e.V., Ackerstraße 16 

- Catering der Lebenshilfe Magdeburg, Leipziger Straße 8 

- Autoservice Andreas Rusche, Leipziger Straße 7 

Freizeitlärm 

Weder im Umfeld noch im Plangebiet befinden sich Einrichtungen, von denen Freizeitlärm ausgeht 
(z.B. Sportplätze).  
 

Schutzwürdige Nutzungen im Geltungsbereich 

Mit der Ausweisung eines reinen Wohngebiets werden schutzwürdige Nutzungen i.S.d. Immissions-
schutzes geplant.  
 

zu erwartende Emissionen aus dem Geltungsbereich 

Die geplanten schutzwürdigen Nutzungen im Bebauungsplan Nr. 402-6 erzeugen keine eigenen 
Lärmemissionen, die sich störend auf andere Gebiete auswirken können.  
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6.2.3 Schalltechnisches Gutachten 

Unter o.g. Voraussetzungen ist es hinsichtlich der geplanten Gebietsnutzung als allgemeines Wohn-
gebiet erforderlich, Untersuchungen zu Geräuschimmissionen durchzuführen.  
Für die Ermittlung der Immissionsbelastung wurde ein Schalltechnisches Gutachten erstellt. (sh. Anla-
ge 1, ECO Akustik Ingenieurbüro für Schallschutz, An der Sülze 1, 39179 Baleben, Ermittlung der 
Schall-Immissionsvorbelastung auf den Bebauungsplan Nr. 402- Die 
Darstellung von Rechtsgrundlagen und Methodik, die Immissionsorte, die Berechnungen und Ergeb-
nisse sind dem genannten Gutachten zu entnehmen. 
 
Die Lärmvorbelastungen durch die Straßen und die Gewerbebetriebe wurden gutachterlich geprüft 
und bewertet.  
Innerhalb des geplanten allgemeinen Wohngebiets werden die Orientierungswerte der DIN 18005 
durch den Straßenverkehrslärm um mindestens 1,1 dB(A) überschritten. Nachts hingegen wird der 
Orientierungswert um maximal 3,2 dB(A) überschritten. 
In den schalltechnischen Orientierungswerten der DIN 18005 sind Zielwerte und keine Grenzwerte 
angegeben. Somit können die Werte überschritten werden. Aufgrund der bereits vorhandenen Wohn-
bebauung im unmittelbarer Umgebung des Geltungsbereichs und der geringen Überschreitung ist ei-
ne Unzumutbarkeit nicht gegeben.  
 

6.2.4 Festsetzungen des Bebauungsplans im Hinblick auf den Immissionsschutz 

Die in dem o.g. Schalltechnischen Gutachten zu ermittelnden Lärmpegelbereiche und Empfehlungen 
zum Schallschutz werden in den Bebauungsplanentwurf übernommen.  
 
Im Hinblick darauf, dass sowohl im bereits hergestellten 1. Bauabschnitt als auch im Umfeld Wohn-
nutzungen vorhanden sind und Konflikte hinsichtlich Lärmbelastungen nicht bekannt sind, sind nach 
derzeitigem Kenntnisstand keine unzumutbaren Belästigungen oder schädlichen Umweltauswirkun-
gen im Hinblick auf Emissionen auf die schutzbedürftige Nachbarschaft zu erwarten. 
 
Aus diesem Grund wird folgende textliche Festsetzung gem. § 9 Abs. 1 Nr. 24 BauGB getroffen:  
Zum Schutz gegen Außenlärm müssen im gesamten Plangebiet die Außenbauteile von Gebäuden mit 
Aufenthaltsräumen (Wohn, Büro- und Arbeitsräume) den Anforderungen an die Luftschalldämmung 
der Außenbauteile gem. DIN 4109-1 "Schallschutz im Hochbau" (Januar 2018), Kapitel 7.1 "Anforde-
rungen an die Außenbauteile unter Berücksichtigung unterschiedlicher Raumarten oder Nutzungen" 
entsprechen (Textfestsetzung 4.1).  
 
Damit kommt der Plangeber seiner Aufgabe des vorsorgenden Schallschutzes nach.  
 

6.3 Denkmalschutz 

Bau- und Kunstdenkmale 

Im Geltungsbereich des Bebauungsplanes befinden sich keine Bau- bzw. Kunstdenkmale. 

Archäologische Denkmale 

Archäologische Denkmale im Geltungsbereich sind derzeit nicht bekannt. Das Landesamt für Denk-
malpflege und Archäologie Sachsen-Anhalt weist in seiner Stellungnahme vom 29.10.2020 darauf hin, 
dass sich der Geltungsbereich in einem sogenannten Altsiedelland befindet. In der Umgebung kamen 
bei Bodeneingriffen zahlreiche Kulturdenkmale aus verschiedenen Epochen zutage. Aufgrund der to-
pografischen Situation im Elbhochuferbereich, naturräumlichen Gegebenheiten sowie vergleichbarer 
Mikroregionen bestehen begründete Anhaltspunkte, dass bei Bodeneingriffen bislang unbekannte Bo-
dendenkmale entdeckt werden.  
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Somit ist ein repräsentatives Untersuchungsverfahren dem Bauablauf gem. § 14 Abs. 9 DenkSchG 
LSA vorzuschalten. Die Dokumentation muss nach aktuellen wissenschaftlichen und technischen Me-
thoden unter Berücksichtigung der entsprechenden Vorgaben der LDA durchgeführt werden. Art, 
Dauer und Umfang der Dokumentation sind rechtzeitig im Vorfeld der Maßnahme mit dem LDA abzu-
stimmen.  
 
Unabhängig davon wird auf die Vorgaben des DenkmSchG LSA hingewiesen. Insbesondere ist im 
Rahmen der geplanten Umsetzung von Baumaßnahmen zu berücksichtigen: 
 
Die bauausführenden Betriebe sind auf die Einhaltung der gesetzlichen Melde- und Erhaltungspflicht 
unerwartet freigelegter archäologischer Funde oder Befunde hinzuweisen. 
 
Werden bei Erdarbeiten Sachen oder Spuren von Sachen gefunden, bei denen Anlass zu der Annah-
me besteht, dass es sich um archäologische oder bauarchäologische Funde handelt, sind diese zu 
erhalten und der unteren Denkmalschutzbehörde anzuzeigen. 
 
Gem. § 9 Abs. 3 DenkmSchG LSA sind Befunde mit dem Merkmal eines Kulturdenkmals bis zum Ab-
lauf einer Woche nach der Anzeige unverändert zu lassen. In dieser Zeit wird über die Notwendigkeit 
weiterer Untersuchungen durch das Landesamt für Denkmalpflege und Archäologie Sachsen - Anhalt 
entschieden. 
 

6.4 Boden und Bodenbelastungen 

6.4.1 Boden 

Mit Grund und Boden ist sparsam umzugehen (§ 1 Abs. 5 BauGB). Bei allen Planungen sind zur Si-
cherung des Schutzgutes Boden die Ziele und Grundsätze des Bodenschutzes zu berücksichtigen. 
Gemäß § 1 BBodSchG sollen bei Einwirkungen auf den Boden Beeinträchtigungen soweit wie möglich 
vermieden werden. Jeder, der auf den Boden einwirkt, hat dafür Sorge zu tragen, dass schädliche 
Bodenveränderungen nicht hervorgerufen werden (§ 4 Abs. 1 BBodSchG). 
 
Anfallender Erdaushub ist entsprechend den technischen Regeln der Länderarbeitsgemeinschaft Ab-
fall6 (LAGA) zu verwenden. Die Bodenverdichtung ist während der Bauarbeiten auf ein Minimum zu 
beschränken. Nach Beendigung der Arbeiten sind die natürlichen Bodenfunktionen der vorüberge-
hend genutzten Flächen (Lager- / Baustelleneinrichtungsflächen) wiederherzustellen. Die Flächenin-
anspruchnahme des Bodens (Versiegelung) für die Errichtung der geplanten Gebäude sowie der An-
bindungsstraße ist auf das hierfür notwendige Maß zu beschränken. 
 
Da die Bodenfunktionen durch die Vornutzung z.T. nachhaltig beeinträchtigt bzw. zerstört sind, ist si-
cherzustellen, dass die gesetzlichen Regelungen gem. § 12 BBodSchV eingehalten werden. Auf Flä-
chen, die für eine Bepflanzung vorgesehen sind, ist der oberste Bereich als durchwurzelbare Boden-
schicht i.S.d. § 2 Nr. 11 BBodSchV herzustellen. Für Zier- und Nutzpflanzen ist die Bodenschicht in 
einer Mächtigkeit von 50-100 cm herzustellen. Die Mächtigkeit ist den Substrateigenschaften und den 
Standortbedingungen anzupassen 
 
Es darf nur Bodenmaterial i.S.d. § 2 Nr. 1 BBodSchV aufgebracht werden, welches die Schadstoffge-
halte / Vorsorgewerte nach Anh. 2 Nr. 4 BBodSchV einhält. Soweit keine Vorsorgewerte festgelegt 
sind, sind die Zuordnungswerte Z 0 der LAGA TR20 einzuhalten.  
Im Hinblick auf den Nährstoffgehalt der Materialien sowie die Art und Weise des Auf- oder Einbringens 
sind § 12 Abs. 7 und 9 BBodSchV zu beachten. Dabei ist die DIN 18919 (12.16) zu berücksichtigen. 
 
Die Einhaltung der Schad- und Nährstoffgehalte, Art und Menge des aufgebrachten Bodenmaterials 
sowie die Mächtigkeit der durchwurzelbaren Bodenschicht sind durch Vorlage geeigneter Unterlagen 
(Analysen gemäß den Vorgaben in Anh. 1 der BBodSchV, Auszüge aus dem Bautagebuch, Aufmass-
zeichnungen, Rechnungen o.ä.) nachzuweisen. Die Unterlagen sind der unteren Bodenschutzbehörde 
nach Abschluss der Maßnahmen kurzfristig und unaufgefordert zur Prüfung zu übergeben. 

                                                   
 
6 g von mineralis 2003 und 05.11.2004. 
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Zudem ist nach Aufbringung des Materials und vor der Bepflanzung ein Ortstermin mit Vertretern der 
unteren Bodenschutzbehörde anzusetzen. 
 

6.4.2 Altlasten  

Altlasten 

Das Vorhandensein möglicher Altlasten im Gebiet ist nicht bekannt. 
 
Bei allen Erdarbeiten sind vorsorglich folgende Hinweise zu beachten: 
Sollten während der Bauarbeiten, bei Bodenuntersuchungen, chemischen Analysen u.a. Hinweise auf 
schädliche Bodenveränderungen oder Altlasten (Auftreten von Fremdstoffen, Auffälligkeiten durch 
Farbe und / oder Geruch) festgestellt werden, ist das Umweltamt vor Beginn weiterer Maßnahmen un-
verzüglich und unaufgefordert zu informieren. Treten diese Hinweise während der vorgesehenen Erd-
arbeiten auf, sind diese sofort einzustellen und das Umweltamt ist ebenfalls zu informieren. 
 

Abfälle und Kreislaufwirtschaftsgesetz 

Es kann nicht grundsätzlich ausgeschlossen werden, dass bei notwendigen Erdarbeiten in Verbindung 
mit der Geländeprofilierung und dem Aushub von Pflanzgruben unbrauchbares oder belastetes Aus-
hubmaterial anfällt, das einer ordnungsgemäßen Handhabung und Entsorgung bedarf. Auffüllungen, 
Schutt und Abfälle gem. KrWG 7 sind, soweit nicht vermeidbar, ordnungsgemäß und schadlos zu ver-
werten bzw. zu beseitigen. 
 
Eine hochwertige stoffliche Verwertung des ggf. anfallenden geeigneten Ober-/ Unterbodens kann 
durch Verwertung innerhalb des Plangebietes sichergestellt werden. Darüber hinaus anfallender im 
Plangebiet nicht verwertbarer Bodenaushub ist anderweitig einer stofflichen Verwertung zuzuführen. 
 

6.4.3 Kampfmittel 

Der gesamte Geltungsbereich des Bebauungsplans zählt zum ehemaligen Bombenabwurfgebiet der 
Stadt Magdeburg aus der Zeit des 2. Weltkriegs. Für jegliche in den Boden eingreifende Maßnahmen 
besteht die Notwendigkeit der Überprüfung auf Kampfmittel.  
 
Bei den Erdarbeiten sind die einschlägigen Bestimmungen beim Fund von Waffen, Waffenteilen, Mu-
nition und Sprengkörpern zu beachten. Sollten bei Erdarbeiten Kampfmittel oder andere Gegenstände 
militärischer Herkunft gefunden werden, ist dies unverzüglich dem Ordnungsamt der Landeshaupt-
stadt Magdeburg oder dem Kampfmittelbeseitigungsdienst anzuzeigen. Dies gilt auch im Zweifelsfall. 
Der Gefahrenbereich ist abzusperren. Die Arbeiten dürfen erst nach Beseitigung der Gefahr und Frei-
gabe durch den Kampfmittelbeseitigungsdienst fortgesetzt werden. 
 
Der Hinweis wurde auf dem Bebauungsplan vermerkt. 

                                                   
 
7 Gesetz zur Förderung der Kreislaufwirtschaft und Sicherung der umweltverträglichen Bewirtschaftung von Abfällen (Kreislauf-
wirtschaftsgesetz  KrWG) v. 24.02.2012 (BGBl. I S. 212), zul. Geä. durch Gesetz vom 20.07.2017 (BGBl. I S. 2808). 
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7 Finanzierung und Durchführung 

Die Planungshoheit für den Bebauungsplan Nr. 402-6 Ackerstraße  
 
Zur Durchführung des Bebauungsplans wurde zwischen der Stadt Magdeburg und dem Investor des 
geplanten Wohngebiets ein städtebaulicher Vertrag geschlossen. 
 
Mit der Aufstellung des Bebauungsplans entstehen keine öffentlichen Flächen. 
Insofern entstehen der Landeshauptstadt Magdeburg auch keine zusätzlichen Kosten. 
 

8 Flächenbilanz 

 
 


